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KURZ BERICHTET

Auf dem 23. Ordentlichen
GdP-Bundeskongresses 2006 in
Berlin wurde der Bundesvor-
stand mit der Einrichtung einer
Kommission Arbeitsschutz be-
auftragt, die sich dieses wichtigen
gewerkschaftlichen Arbeitsge-

bietes innerhalb der Polizei an-
nimmt. Ein Schwerpunkt soll
dabei der Arbeitsplatz „Funk-
streifenwagen“ sein.

Die Kommission konstituier-
te sich nach intensiver Vorarbeit
am 18. und 19. Juli 2007 im „Mut-
terhaus“ des Deutschen Arbeits-
schutzes, der Bundesanstalt für
Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin (BAuA) in Dortmund.
Ziel war es, die Kommission mit
einem möglichst vielfältigen
fachspezifischem Wissen zu be-
setzen, damit künftige Projekte
der Bundes-GdP nicht nur in
bestimmten Segmenten fachlich
begleitet werden können, son-
dern eine ganzheitliche Betrach-
tung über mehrere Disziplinen
hinweg ermöglicht wird.

Für die Mitarbeit in der Kom-
mission konnten die nachstehend
vorgestellten GdP-Mitglieder
gewonnen werden:

ARBEITSSCHUTZ:

GdP gründet Kommission
„Arbeitsschutz“

Barbara Prasch, Frauen-
beauftragte im Landesamt für
Bürger- und Ordnungsan-
gelegenheiten (LABO) Berlin –
Thema: Gesundheitspolitik/
Schwerpunkt Frauengesundheit

Lothar Hölzgen, Polizei-

beamter im Polizeieinzeldienst
der Stadt Weilheim (Hessen) –
Thema: Arbeitsplatz Funkstrei-
fenwagen

Dr. Christian Kühl, Medizinal-
direktor in der Polizei Bayern –
Thema: Arbeitsmedizin

Bernd Becker, Polizeibeamter/
Personalrat in Neuwied (Rhein-
land-Pfalz) – Thema: betriebliche
Gesundheitsförderung

Josef Schumacher, Polizei-
beamter/Personalrat in Neuwied
(Rheinland-Pfalz) – Thema: Ge-
fahrstoffe, Schwerpunkt Büro-
geräte (Toner)

Bernd Blickle, Polizeibeamter
i. R. Fachkraft für Arbeitssicher-
heit der Bereitschaftspolizei in
Baden-Württemberg – Thema:
Ausstattung und Technik

Rüdiger Schwarz, Polizei-
beamter, Fachkraft für Arbeits-
sicherheit, PD Kiel (Schleswig-
Holstein) – Thema: Gefähr-
dungsbeurteilungen

         hjm

SACHSEN:

Notstandserklärung der Polizei
Die Gewerkschaft der Polizei

(GdP), Landesbezirk Sachsen e.
V. hatte in einer Pressemeldung
vom 14.6.2007 darauf hingewie-
sen, dass die Polizeidirektionen
schon jetzt normale Einsatz-
anlässe nicht mehr mit den eige-
nen Kräften absichern  können
und Kräfte der Bereitschaftspoli-
zei anfordern müssen.

Am Wochenende 9./10. Juni
2007 konnte die Polizeidirektion
(PD) Leipzig z. B. Maßnahmen
zum „Geschichtlichen Gesprächs-
kreis“ der NPD nur mit mehre-
ren Hundertschaften Unterstüt-
zung absichern, obwohl sie schon
zusätzlich an Freitag, Samstag und
Sonntag eine ganze Einheit zu-
sätzlich erhielt, um in Leipzig
Connewitz Störungen zu unter-
binden und war augenscheinlich
mit dem Freundschaftsspiel Sach-
sen Leipzig gegen Hannover 96

SACHSEN-ANHALT:

Einkommensverbesserungen
für Beamte

Der Landtag hat am 12.7.2007
Einkommensverbesserungen für
Beamte und Richter  beschlossen.

Das Gesetz sieht im Wesentli-
chen Einkommensverbesserun-
gen durch eine Einmalzahlung und
eine lineare Anpassung der Bezü-
ge vor.

So soll allen Beamten und Rich-
tern unabhängig von ihrer Besol-
dungsgruppe für das Jahr 2007 im
August eine Einmalzahlung in
Höhe von 620 Euro gewährt wer-
den. Die Versorgungsempfänger
erhalten eine Einmalzahlung ent-
sprechend ihres jeweiligen
Ruhegehaltsatzes; Anwärter in
Höhe von 310 Euro.

Ab 1. Mai 2008 ist eine lineare
Anhebung der Bezüge für alle
Besoldungsgruppen in Höhe von
2,9 Prozent, analog zum Tarif-
ergebnis, vorgesehen.

Im Übrigen stellt das Gesetz
klar, dass die bereits durch das
Bundesbesoldungs- und Versor-

gungsanpassungsgesetz 2003/2004
fest vereinbarte Ost-West-An-
gleichung auf 100 Prozent zum 1.
Januar 2008 für die Besoldungs-
gruppen bis A 9 und zum 1. Januar
2010 für die übrigen Besoldungs-
gruppen ohne weitere Zwischen-
schritte vorgenommen wird.

Die GdP begrüßt dieses Gesetz
und sieht dies als Ergebnis gewerk-
schaftlichen Kampfes. Zur Erinne-
rung: Noch am 23.1.2007 äußerte
sich der Ministerpräsident sehr
negativ über die Verbesserung der
Besoldung.

Die GdP macht aber darauf
aufmerksam, dass damit die
Sonderzahlungen immer noch
nicht geregelt sind.  Damit bleibt
Sachsen-Anhalt, neben Nieder-
sachsen, das einzige Bundesland,
das keine Sonderzahlungen ge-
währt.

Uwe Petermann,
GdP Sachsen-Anhalt

vollends ausgelastet. Die PD
Dresden konnte das Dresdner
Nachtskaten nicht eigenständig
sichern, und die PD Chemnitz
bekam weder das Pressefest der
Freien Presse, die 80-Jahr-Feier
des Sachsenring, das Night-
Bizzar-Festival, das Marienberger
Kneipenfest, das Stadtfest in
Meerane noch das wohl offen-
sichtliche Terrorspiel FC
Lunzenau gegen FCE Aue ohne
Bereitschaftspolizei in den Griff
und benötigte insgesamt täglich
bis zu einer Hundertschaft Unter-
stützung.

Die GdP sieht die Innere Si-
cherheit durch Personalmangel
schon heute gefährdet und fragt
sich besorgt, was werden soll,
wenn die zweite Welle des Stellen-
abbaus von 2.441 Stellen in der
sächsischen Polizei beginnt.

                      GdP Sachsen

Die Kommission „Arbeitsschutz”: Barbara Prasch, Lothar Hölzgen, Josef
Schumacher, Bernd Blickle, Bernd Becker und Christian Kühl (v.l.n.r. –
nicht im Bild Rüdiger Schwarz)                                        Foto: Marker



8/2007 Deutsche Polizei  3

Das Prinzip des Gender Main-
streaming, nach dem alle politi-
schen Vorhaben und Entschei-
dungsprozesse sowie deren Um-
setzung und Bewertung aus der
Perspektive beider Geschlechter
betrachtet werden, stand im Mit-
telpunkt des Gespräches, zu dem
sich Mitte Juli der Geschäftsfüh-
renden Bundesvorstandes der
GdP und der Geschäftsführende
Vorstand der Frauengruppe
(Bund) in Hilden trafen. Hinter-

GdP sieht Handlungsbedarf
GENDER MAINSTREAMING:

grund der Diskussion war zum ei-
nen der Magdeburger Beschluss
(Bundeskongress 2002), nach dem
Gender Mainstreaming als Prinzip
gewerkschaftlicher Gleichstel-
lungspolitik in der GdP umzuset-
zen ist. Zum anderen verpflichtet
eine Charta des Europäischen Ge-
werkschaftsbundes seit Mai dieses
Jahres Dachverbände und Einzel-
gewerkschaften zu zahlreichen
Maßnahmen im Sinne des Gender
Mainstreaming.

Einig waren sich beide Gremi-
en, dass in der GdP Handlungsbe-
darf besteht und Gender Main-
streaming auch in der Gewerk-
schaft nur umgesetzt werden kann,
wenn in Bund und Ländern
Entscheidungsträger und Gremi-
en an der Spitze die Verantwor-
tung dafür übernehmen. Daher
wird das Thema demnächst auf der
Tagesordnung des Bundesvorstan-
des stehen und durch einen kur-
zen Fachvortrag in allen GdP-Gre-
mien auf Bundesebene erläutert
werden. Zwei dieser Gremien sol-
len – zunächst in einer Test-Phase
– aus ihrer Mitte Gender-Teams (je
ein Mann und eine Frau) benen-
nen, die künftig Diskussionen und
Beschlüsse der Gremien im Sinne
des Gender Mainstreaming über-
prüfen – wozu eine entsprechen-
de Check-Liste Unterstützung bie-
ten soll. Eine Übertragung des
Modells auf weitere Gremien
könnte folgen.

Geprüft wird auch, wie die
Umsetzung des Gender Main-
streaming durch die gewerkschaft-
liche Bildungsarbeit auf Bundes-
ebene gefördert werden kann. (s.
auch S. 33)                              weu

WAFFENRECHT: Waffenverbot an bestimmten Orten
Das Führen von Messern soll

künftig an Orten und auf Plätzen,
die gemeinhin als gefährlich gel-
ten, verboten sein. Damit reagiert
der Gesetzgeber auf die
besonders in Großstädten beob-
achtete Zunahme von Gewaltta-
ten und Körperverletzungs-
delikten, bei denen immer häu-
figer Messer als Tatmittel benutzt
wurden. Der Bundestag verab-
schiedete am Freitag, den 6. Juli
2007, ohne Aussprache die ent-
sprechende Verschärfung des
Waffengesetzes. Der Paragraf 42
erhält danach einen neuen Ab-
satz 5:

 „Die Landesregierungen
oder die von ihnen durch Rechts-
verordnung bestimmten Stellen
werden ermächtigt, durch
Rechtsverordnung zu bestim-
men, dass für öffentliche Straßen,
Wege und Plätze eine den Absät-
zen 1 bis 3 entsprechende Rege-
lung getroffen werden kann, so-

weit an diesen Orten wiederholt
Gewaltstraftaten begangen wor-
den sind und Tatsachen die Annah-
me rechtfertigen, dass dort auch
künftig mit der Begehung solcher
Straftaten zu rechnen ist.“

Die Initiative für die Gesetzes-
änderung war von Hamburg aus-
gegangen, aber auch in Berlin hat-
te es Überlegungen gegeben, der
zunehmenden Verwendung von
Messern einen Riegel vorzuschie-
ben. Diskutiert worden war auch,
als besonders gefährlich betrach-
tete Messer so zu definieren, dass
sie unter das Waffengesetz fallen,
so dass man das Führen hätte un-
tersagen können. Das Problem je-
doch, eine solche Definition so
wasserdicht zu machen, dass nicht
auch gar nicht gemeinte Messer
des täglichen Bedarfs darunter fal-
len, konnte nicht zufrieden stellend
gelöst werden.

 Da ist der Ansatz, das Führen
von Messern an bestimmten Or-

Thema der gemeinsamen Sitzung war auch die Arbeit der AGs der
Frauengruppe (Bund) zu den Themen Menschenhandel und Vereinbarkeit
von Beruf & Familie, die bei den Mitgliedern des GBV auf großes Interes-
se stieß.       Foto: Anja Weusthoff

ten zu verbieten, sicherlich ein-
facher, wenngleich keineswegs
ohne Tücken – besonders für ah-
nungslose Bürger. Woher soll der
Tourist, der ein Taschenmesser in
der Hosentasche hat, beispiels-
weise wissen, an welchen Orten
ein Trageverbot für Messer be-
steht und wo nicht?

Es hängt also mal wieder an
der Praxis: es gibt ein Verbot –
und wer setzt es durch? Die Po-
lizei – die hat es ja, das Personal.
Die GdP wird die Umsetzung
der neuen Regelung (die noch
den Bundesrat passieren muss)
aufmerksam verfolgen. Skepsis
ist angebracht: Man hat es allzu
zu oft erlebt, dass der Gesetzge-
ber sich zurücklehnt und den
Schwarzen Peter an die Exeku-
tive weiterreicht: „So, da habt Ihr
die rechtliche Handlungs-
grundlage, jetzt macht mal
schön!“

W. D.

Am 29./30. Mai 2007 konstitu-
ierte sich der GdP-Bundesfachaus-
schuss Wasserschutzpolizei in
Duisburg für die laufende Kon-
gressperiode. Er wählte Bernhard
Huth von der Wasserschutzpolizei
Würzburg wiederum zu seinem
Vorsitzenden. Stellvertreter wurde
Dierk Stahl (Hansestadt Bremen)
und Schriftführer Andreas Rink
(Saarland).

Neben den Wahlen war wich-
tigster Tagesordnungspunkt die
Vorstellung des erfolgreich durch-
geführten Forschungsprojekts
„Arbeitsschutz auf Polizeibooten“,
dessen Ergebnisse der Projekt-
leiter des Rhein-Ruhr-Instituts für
Sozialforschung und Politik-
beratung e.V. (RISP) Joachim
Liesenfeld erläuterte. Anerken-
nende Worte fand der Projekt-
betreuer Frank Brenscheidt von
der Bundesanstalt für Arbeits-
schutz und Arbeitsmedizin
(BAuA) als federführende Auf-
traggeberin, für das Engagement
des Fachausschusses, der das Pro-
jekt initiierte und fachkundig über
die 2-jährige Laufzeit begleitete.

Der Fachausschuss beschloss
darüber hinaus die Durchführung
einer Seminarveranstaltung im
Frühjahr 2009, in deren Rahmen
neben anderen fachlichen The-
men, der Stand der Gefährdungs-
beurteilungen in den Dienststellen
der Wasserschutzpolizei Deutsch-
lands kritisch betrachtet werden
soll.                                          hjm

BUNDESFACHAUS-
SCHUSS WASSER-
SCHUTZPOLIZEI:

Konstituierende
Sitzung

Der gewählte Vorstand: Vorsitzen-
der Bernhard Huth, sein Stellvertre-
ter Dierk Stahl und Schriftführer
Andreas Rink (v.r.n.l.).     Foto: hjm
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KOMMENTAR
Zu: Bußgeld rauf?,
DP 6/07

Laut einer Umfrage des BVM
fallen Führerscheinneulinge durch
besonders rücksichtsloses Verhal-
ten im Straßenverkehr auf.
Stimmt!

Eine weitere Gruppe rüpelhaf-
ter Verkehrsrowdys wurde leider
nicht erwähnt. Häufig auf der re-
lativ stark befahrenen A1 Rich-
tung Ruhrgebiet unterwegs, fallen
mir immer wieder die nur mit
Oberhemd und Krawatte beklei-
deten Lenker schwerer Limousi-
nen und aufgemotzter Gelände-
wagen (BMW, Audi, Mercedes)
auf, die bei Geschwindigkeiten
zwischen 150 bis über 200 km/h bis
auf wenige Meter auf den voraus-
fahrenden Vordermann auffahren
und ihn dadurch zu abrupten
Fahrspurwechseln zwingen.

Dabei bedienen sie sich auch
tagsüber des permanent einge-
schalteten Fernlichtes, bei heuti-
gem Xenon- oder Halogenlichtes
keine reine Freude, wegen der star-
ken Blendwirkung, um den Vor-
dermann zur Seite zu scheuchen.

Bringt man einen solchen
Verkehrsrüpel zur Anzeige, so
folgt wie in einer von mir diesbe-
züglich erstatteten Strafanzeige, in
der Mehrzahl der Fälle die Einstel-
lung durch die zuständige Staats-
anwaltschaft mit der Begründung,
das angezeigte Fahrzeug sei ein
Firmen-Pkw, der verantwortliche
Fahrer aus den Firmenunterlagen
nicht mehr feststellbar.

Eigentlich ein Armutszeugnis
für die StA; dann gehört der Hal-
ter zur Rechenschaft gezogen und
zwar nachhaltig.

Heinrich Weißkopf, Cuxhaven

Zu: Alterskollaps bei der
Polizei, DP 7/07

Ich gebe den Verfasser dieses
Artikels recht: „Der Altersdurch-
schnitt der Kollegen ist zu hoch!“
Nach meinen Erfahrungen im
täglichen Dienst sind immer
noch Reserven vorhanden, die
nicht genutzt werden. Ich bin seit
neunzehn Jahren bei der Berli-
ner Polizei und erlebe fast täglich,
dass Kollegen, die offensichtlich
ein hohes Alter erreicht haben ,
immer noch im Streifenwagen ih-

Anti-Terror-Wahn
Zweifelsfrei ist die Lage ernst.
Der Terrorismus hat den Län-
dern der Welt – und somit auch
uns – sicherheitspolitische Auf-
gabenlasten beschert, die kaum
noch zu stemmen sind.
Hatte Otto Schilly mit seinen
Sicherheitspaketen schon zu
seiner Amtszeit für aufgeregte
Diskussionen gesorgt (mit zum

Teil hilfreichen Maßnahmen),
setzt nur Bundesinnenminister
Schäuble noch eins drauf: Öf-
fentlich lässt er seinen Bekämp-
fungs-Phantasien freien Lauf.
So als wüsste er’s nicht besser.
Und genau das nehme ich ihm
nicht ab.
Offenbar baut er für den Fall
vor, dass tatsächlich in Deutsch-
land ein Terroranschlag verübt
wird, um von eigenen Versäum-
nissen abzulenken. Nach dem
Motto: „Ich habe es Euch ja ge-
sagt! Hättet Ihr mich nicht ge-
bremst …“
Und all das wird punktgenau
vor die parlamentarische
Sommerpause platziert, damit
die Diskussion lange im politi-
schen Raum stehen bleibt.

In meinen Augen ist ein solches
parteipolitisches Taktieren mit
den Ängsten der Bevölkerung
unverantwortlich und dürfte ei-
nes Verfassungsministers un-
würdig sein.

Einen Staat, wie Schäuble ihn
an die Wand malt, will wohl nie-
mand in Deutschland, auch die
Polizei nicht. Und ich bezweifle
stark, dass Schäuble selbst ihn
so will.

Verwerflich ist dieses ganze
Taktieren auch, weil die berech-
tigten Forderungen nach einer
verfassungsgemäßen Verbesse-
rung einzelner Instrumente zur
Bekämpfung des Terrorismus
und eine bessere Ausstattung
der Polizei nun in der von
Schäuble angezettelten Diskus-
sion um Kriegsrecht, gezielte
Tötung und totale Überwa-
chung unterzugehen droht.

Dafür ist nun der Bürger ver-
unsichert, die politischen Köpfe
schütteln dieselben, nennen die
Schäubleschen Vorschläge
Scheindebatte oder
Verschärfungsrhetorik und
überhaupt für substanzlos.
Die Sache hat sich schon so zu-
gespitzt, dass sogar der Bundes-
präsident Horst Köhler den
Budesinnenminister in der Dis-
kussion um schärfere
Sicherheitsgesetze zur Zurück-
haltung mahnte.

Abgesehen davon, dass mit den
Schäuble-Phantasien rechts-
staatliche Prinzipien lahm ge-
legt würden, spielt hier noch ein
anderer Aspekt mit hinein, den
die Politiker so gern vernach-
lässigen:
Wer sollte solche Gesetze denn
überhaupt umsetzen?

Zur Erinnerung: Die politisch
Verantwortlichen waren es, die
rund 10.000 Stellen im Polizei-
vollzugsbereich und etwa 7.000
Stellen im Tarifbereich von
2000 bis 2006 in Bund und Län-
dern ersatzlos gestrichen haben.
Ich halte es für skandalös, mit
welcher Ignoranz Politiker ihr
Spardiktat auf dem Rücken der
Polizeibeschäftigten austragen
und damit auch die Sicherheit
der Bürgerinnen und Bürger
zunehmend aufs Spiel setzen,
gleichzeitig aber der oberste
Dienstherr schon wieder nach
neuen abstrusen Gesetzen ruft.

Was ich als dringend geboten
sehe, wäre, alle politisch Verant-
wortlichen gemeinsam mit den
Sicherheitsbehörden an einen
Tisch zu bekommen, um gefähr-
liche Sicherheitslücken in der
Terrorismusabwehr aufzuspü-
ren und machbare Vorschläge
zu entwickeln

Denn es gibt durchaus ein paar
wirkliche Probleme, die in der
Politik ignoriert und ver-
schleppt werden: z. B. die Poli-
zei personell und materiell ver-
nünftig auszustatten und ich er-
innere an die unsagbar
dilletantische und peinliche
Digitalfunk-Geschichte.

Nochmals: Zur Terror-
bekämpfung brauchen wir nicht
in erster Linie neue Gesetze,
wir brauchen genügend gute
Leute, die bestehende Gesetze
umsetzen können, um die
Bürgerinnen und Bürger vor
Anschlägen zu schützen.

Und schon gar nicht brauchen
wir Schäublesche Schein-
debatten.
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FORUM

Die Redaktion behält sich vor,
Leserbriefe zu kürzen, um
möglichst viele Kolleginnen
und Kollegen zu Wort kom-
men zu lassen. Abgedruckte
Zuschriften geben nicht
unbedingt die Meinung der
Redaktion wieder. Anonyme
Zuschriften werden nicht
berücksichtigt.

Kontakt zur Redaktion:

GdP-Bundesvorstand
Redaktion Deutsche Polizei
Stromstraße 4
10555 Berlin
Tel.: 030/39 99 21-114
Fax: 030/39 99 21-190
E-Mail:
gdp-redaktion@gdp-online.de

ren Dienst versehen. Wiederum
gibt es eine Vielzahl von jungen
Kollegen die als WL/WL-Vertre-
ter z. B auf den örtlichen Ge-
wahrsamen, Überführung, Ab-
schiebegewahrsam und als Ein-
satztrainer eingesetzt werden.
Nicht zu vergessen, dass sich
Berlin immer noch ein Sanitäts-
dienst leistet, deren Dienst von
zum Teil recht jungen hoch de-
korierten Polizeibeamten verse-
hen wird, die den regulären
Polizeidienst – im klassischen
Sinne – nicht mehr zu Verfügung
stehen.

Hier besteht Handlungsbe-
darf. Weg von Tätigkeiten die mit
dem „normalen“ Polizeidienst
nichts zu tun haben! Altgedien-
te Polizeibeamte in den Innen-
dienst und die Jungen auf die
Straße. Diese Kollegen haben
schließlich den Beruf des Polizei-
beamten gewähl,t um den Bür-
ger zu schützen und sich nicht vor
ihnen zu verstecken.

Lutz Schröder

Bayern kann die älteste Streifen-
besatzung aus dem Breisgau-
Hochwald noch toppen: Durch-
schnittsalter der erfahrenen Kolle-
gen der Wasserschutzpolizei Würz-
burg: 60,3 Jahre.
           Foto: Franz Josef Fingerhut

Zu: G8-Gipfel – Kritische
Aufarbeitung, DP 7/07

Mit „Kritische Aufarbeitung“
ist der Kommentar vom GdP-
Vorsitzenden Freiberg über-

schrieben. Mit der Forderung
nach „gründlicher Aufarbeitung“
beginnt die stark bebilderte Be-
richterstattung über das De-
monstrationsgeschehen. Von Kri-
tik dominiert ist die „Bewertung
des Einsatzes“ vom Bundes-
fachausschuss Bereitschaftspoli-
zei in der Ausgabe 7/2007.

Das allein macht schon deut-
lich, dass der G 8-Gipfel für viele
ein Problem war. Sowohl inhalt-
lich als auch in Bezug zur
sicherheitspolitischen Organisa-
tion.

Mich interessiert in Richtung
Aufarbeitung besonders, a) war-
um, b) wer, c) wie, d) was im Füh-
rungsstab „Kavala“ „gemacht“
hat. Diskutierten und beschlossen
die Führungskräfte der Schutzpo-
lizei mit denen der Kriminalpoli-
zei, des Bundesgrenzschutzes, der
Bundeswehr, der Verfassungs-
schutz-Dienststellen, der Ge-
heimdienste und sonstigen,
vielleicht auch privaten
Sicherheitsdiensten? Welche Vor-
gaben an „Kavala“ hat „die Poli-
tik“ gegeben, wie war sie an der
Einsatzbewältigung beteiligt?
Welche Direktiven gab es in Rich-
tung Medien, welche Des-
informationen wurden warum so
gegeben? Welche politischen Vor-
gaben gab es für die praktizierten
Gipfelsicherheitsmaßnahmen,
warum wurden sie so und nicht
anders organisiert und durchge-
führt?

Wer hat den Bundeswehrein-
satz im Innern angeordnet, war-
um wurde er relativ kritiklos hin-
genommen und als Teil des Ge-
samteinsatzes umgesetzt? Warum
wurde der Einsatz der Bundes-
wehr, insbesondere mit deren Tor-
nado-Flugzeugen, widerstandslos
akzeptiert und unterstützt?

Wie haben die Geheimdienste
bei der Einsatzbewältigung mit-
gewirkt? Welche Geheimdienste
waren beteiligt?

Welche Aufgaben erfüllte der
Militärische Abschirmdienst
(MAD) der Bundeswehr?

Welche Aufgaben erfüllten die
verschiedenen Dienststellen der
Verfassungsschutzämter?

Was mich aber auch besonders
interessiert ist der von Globa-
lisierungskritikern und Globa-
lisierungsgegnern beobachtete

und unter anderem von „Spiegel
Online“ berichtete Vorfall, dass
bei der Abschlusskundgebung der
G8-Proteste in Rostock ein von
ca. fünf als „verdeckter Zivil-
polizist“ eingesetzter sowie
schwarz vermummter Beamter
nicht nur gerufen haben soll: „So,
jetzt drauf auf die Bullen“, son-
dern dann auch dabei beobachtet
wurde, wie er einen Stein in Rich-
tung Polizei geworfen hat.

Die Frage, ob beim Gipfel
„Agent provocateurs“ eingesetzt
wurden, wird keiner aus dem
Verantwortungsbereich mit JA
beantworten. Dennoch steht die
Frage. Und damit auch die Frage,
wie wir als Gewerkschafter und
Polizeibeamte damit umgehen.
Vor allem vor dem Hintergrund,
dass solche Aufwiegler zwar einer
bestimmten Politik dienen,
darüber hinaus aber nicht nur das
Erreichen des gesetzlich be-
stimmten Einsatzzieles erschwe-
ren, sondern auch unsere eigenen
Kolleginnen und Kollegen völlig
überflüssigen Gefahren ausset-
zen.

War die Provokation von
grundsätzlich friedlichen Globa-
lisierungskritikern geplant?

Ich meine, dass auch diese Fra-
gen gestellt werden müssen.

Ich bitte unsere führenden
GdP-Vertreter, diese Fragen zu
stellen und die Ergebnisse öffent-
lich zu machen.

Klaus und Nico Pedoth,
per E-Mail

Als Angehöriger eines Unter-
stützungskommandos der
bayerischen Bereitschaftspolizei
habe ich an den Einsätzen rund
um den G8-Gipfel in Heiligen-
damm teilgenommen, inklusive
der Ausschreitungen vom
Rostock am 2.Juni.

Mir ist klar, dass die Leitung
und Koordination eines solchen
Einsatzes eine sehr komplexe
und schwierige Aufgabe ist. Den-
noch gibt es einige Punkte, für die
ich und auch viele meiner Kolle-
gen keine Erklärung haben.

Spätestens nach den Aus-
schreitungen von Hamburg in
der Woche zuvor muss jedem

klar gewesen sein, was in
Rostock geschehen wird, wenn
die Polizei nicht von Beginn an
Stärke und Präsenz zeigt. Es ist
kaum zu glauben, dass  die
Polizeiführung nun angibt, man
habe eine solche Gewalt-
bereitschaft nicht erwartet und
sei überrascht worden.  Die vor
Ort praktizierte Polizeitaktik der
Deeskalation (wir zeigen uns
nicht und schreiten erst mal auch
nicht ein) war eine Einladung
erster Klasse an die Randalierer.
Diese Taktik war in höchstem
Maße verantwortungslos, sowohl
gegenüber uns Beamten als auch
gegenüber der großen Mehrheit
der friedlichen Demonstranten.

Auch unser Zug ist in eine Si-
tuation gekommen, aus der wir
nur durch viel Glück ohne
schwere Verletzungen herausge-
kommen sind.

Die Polizeiführung sieht den
Einsatz insgesamt als einen Er-
folg an. Wenn man die ungestör-
te Durchführung des Gipfels als
Maßstab nimmt, ist das auch rich-
tig.

Aus Sicht der Polizei insge-
samt war der Einsatz nach mei-
ner Auffassung kein Erfolg.

Bei einem derart hohen
Kräfteansatz ist es unbegreiflich,
dass über 10 Tage im Tagesdurch-
schnitt nur 4 bis 5 Stunden Schlaf

Fortsetzung auf Seite 36



6  8/2007 Deutsche Polizei

TITEL

Die hohe Zuverlässigkeit
heute in Deutschland

eingesetzter Polizeihunde wird
durch qualitätssichernde und
qualitätsverbessernde Maßnah-
men bei den Ausbildungsstätten
für Polizeihunde erreicht. Neue
Einsatzmöglichkeiten, neue Aus-
bildungsmethoden und -techni-
ken werden dort entwickelt und
in die Praxisarbeit umgesetzt. Ein
lebenslanges oder zumindest
„dienstlanges“ Lernen und Trai-
nieren gilt für beide: den Hund
und den Hundeführer.

„Nicht der Förster, son-
dern die Angst vor dem
Förster hütet den Wald”

Das Vorhalten, das Wissen, das
Zeigen und der Einsatz von Poli-
zeikräften und deren Einsatz-
mittel erzeugt Sicherheit im Vor-
feld polizeilicher Lagen und
Ermittlungserfolge in der Re-
pression. In beiden Bereichen ist
der Polizeihund längst  unver-
zichtbar. Sein enormes Wahrneh-
mungsvermögen und die daraus
resultierende Unberechenbar-
keit für unser Gegenüber, ma-
chen den Polizeihund zu einem
schlecht kalkulierbaren „Geg-
ner“.

„Nicht der Förster, sondern
die Angst vor dem Förster hütet
den Wald“ – dies kann auch auf
den Polizeihund umgelegt wer-
den.

Bei allen Schutz- und Siche-
rungsmaßnahmen ist der Poli-
zeischutzhund ein hilfreiches und
unverzichtbares Einsatzmittel.
Dass darüber hinaus verschiede-
ne Kulturkreise den Hund ableh-
nen, kann eventuell die Wirksam-
keit noch erhöhen.

Die Nase macht’s

Mit seiner Nasenveranlagung
kann der Hunde so viel leisten,
dass unsere Vorstellungskraft
nicht ausreicht, um dies zu erfas-
sen. Seine Riechfähigkeit ist so
ausgezeichnet, dass der Hund

sogar Krankheiten oder mensch-
liche Erregungen riechen und
anzeigen kann wie medizinische
Magazine berichten.  Gerade in
der heutigen Zeit werden Dienst-
hunde vielfältig auch in der
Terrorismusbekämpfung einge-
setzt. Dabei ist die Suche nach
Sprengstoffen ein besonders
wichtiges Aufgabenfeld. Die Po-
lizeihunde werden ausgebildet,
um gewerbliche und militärische
Sprengstoffe, Explosivstoffe,
Waffen und Munition zu suchen,
zu finden und anzuzeigen. Der

Begriff Explosivstoffe beinhaltet
auch die Selbstlaborate, also
Stoffe, die schon mit wenigen
Kenntnissen und aus harmlosen
Einzelstoffen selbst hergestellt
werden können (z. B. Unkrautex/
Zucker usw.) und Stoffe, die in
Laboren hergestellt werden.
Hier ist insbesondere das hoch-
explosive und handhabungs-
unsichere Triacetontriperoxid
TATP (auch „The Mother of Sa-
tan“ genannt) zu erwähnen. Sehr
hohes Engagement, Ausdauer
und Beständigkeit waren erfor-

derlich, bis Mittel und Wege ge-
funden wurden, den Sprengstoff-
spürhund speziell an diesem
Stoff auszubilden. Inzwischen
gehört die Suche nach Groß- und
Kleinstmengen (Milli- bis Mikro-
gramm) davon zu seinem Aus-
bildungsprogramm. Dass sich das
Bundeskriminalamt hier an
Ausbildungseinheiten beteiligt,
zeigt, wie hoch die fachliche
Kompetenz der Arbeit der Spür-
hunde bewertet wird.

Sprengstoffspürhunde reagie-
ren zwar auf geringste Mengen

Seitdem der „Deutsche Polizeihund“ 1901 seinen Sieges-
zug im Polizeidienst antrat, hat er immer wieder bewie-
sen, dass er als Einsatzmittel (welch schrecklicher Aus-
druck für einen Hund) nicht mehr wegzudenken ist. In
Deutschland sind zurzeit rund 3.300 Polizeihunde im Ein-
satz. Auch in unserer hoch technisierten Zeit ist der Poli-
zeihund für den polizeilichen Auftrag, aber auch für Aufträ-
ge anderer Behörden (z. B. Zoll), ein unentbehrlicher
Helfer mit nur ihm eigenen Fähigkeiten, der die an ihn
gestellten Anforderungen zuverlässig erfüllt.

Schnüffler am Werk

Die wertvolle Nase – hier vom
Berliner Polizeihund Kounen:
Der Mensch hat 5 bis 10 Mio.
Riechsinneszellen, der Hund
über 200 Mio.        Foto: Bork

der Explosiv- und Sprengstoff-
moleküle in der Umgebungsluft
und das Anzeigen des Spreng-
stoffspürhundes ist daher als si-
cheres Zeichen für das Vorhan-
densein eines Explosivstoffes zu
werten. Allerdings gilt der Um-
kehrschluss nicht: Das Nichtan-

zeigen ist also kein sicheres Zei-
chen für das Nichtvorhandensein
eines Explosivstoffes. Es bedeu-
tet lediglich, dass keine oder
nicht genügend Explosivmole-
küle in der Umgebungsluft vor-
handen sind. Beispielsweise
könnte der Explosivstoff luft-
dicht verpackt sein. Die Beurtei-

Ein Sprengstoffspürhund überprüft
in Homburg (Saar) Schließfächer.

EINSATZMITTEL
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lung „Keine Anzeige des Spreng-
stoffspürhundes = kein Spreng-
stoff vorhanden bzw. es handelt
sich um einen ungefährlichen
Gegenstand“ ist deshalb falsch.

Ein Sprengstoffspürhund
kann eingesetzt werden, solange
ein Gegenstand noch nicht als
sprengstoffverdächtig angesehen
und deklariert wurde!

Nicht jeder verdächtige Ge-
genstand ist aber ein sprengstoff-
verdächtiger Gegenstand. Wie in
welchen Fällen vorgegangen
wird, ist in entsprechenden
Richtlinien geregelt.

Selbstmordattentäter
aufspüren?

Polizeihunde unmittelbar an
Personen einzusetzen, also direk-
tes Abspüren der Person (auch
Körperhöhlen und -öffnungen),
verbietet sich aus Gründen der
Menschenwürde. Allerdings wird
das passive Anzeigen an Men-
schen – z. B. an Flughäfen – sehr
erfolgreich praktiziert. Hierbei
wird der Hund so postiert, dass
Personen an ihm vorbeigehen
oder der Hund wird an Personen
vorbeigeführt. Trägt nun die Per-
son Rauschgift an sich, zeigt dies
der Rauschgiftspürhund durch
ein bestimmtes Verhalten.

So ähnlich kann es ablaufen,
wenn ein Mensch Sprengstoff an
sich trägt. Der Sprengstoffspür-
hund nimmt dies wahr und zeigt
ein antrainiertes Verhalten.

Weitere Verwendungs-
möglichkeiten

Ich möchte zunächst auf den
Polizeischutzhund zurückkom-
men, der vom Namen oftmals as-
soziiert, er sei ein Hund, der „nur“
dann zur Anwendung kommt,
wenn es darum geht, zu schützen,
zu beißen, wenn also seine
Wehrhaftigkeit, seine Härte usw.
benötigt werden. Es ist zwar rich-
tig, dass er seinen Führer be-
schützt und als Einsatzmittel bei
Durchsuchungen, Absperrungen,
Such-, Schutz- und Sicherungs-
maßnahmen äußerst wertvolle

wenn einerseits durch den Poli-
zeihund Kontakt zum Bürger ge-
knüpft werden kann und er
andererseits ein triebstarkes, har-
tes, Respekt einflößendes und
kompromissloses Verhalten zei-
gen muss.

Der Hund muss sich bei An-
griffen auch angemessen zur
Wehr setzen können. Insbe-
sondere bei Einsätzen anlässlich
von Fußballspielen macht sich
eine Brutalität auch gegenüber
den Polizeihunden breit, so dass
die Hunde oftmals nur noch
durch hartes Zufassen sich selbst,
ihren Führer oder andere Kolle-
gen verteidigen bzw. schützen
können.  Ich hoffe nicht, dass wir,
wie in Australien schon üblich,
die Hunde künftig mit Schutz-
ausstattung ausrüsten müssen.

Der Stöberhund – Als Stöber-
hund wird der Polizeihund ein-
gesetzt, um flüchtende oder ver-
misste Personen zu suchen, zu
finden und anzuzeigen. Es ver-
geht keine Woche, in der dieser
Hund nicht für eine Vermissten-
suche angefordert wird. Der Stö-
berhund ist in der Lage, große,
auch unübersichtliche Gelände-
flächen schnell und systematisch
abzustöbern. Führigkeit (der

Der bekannte österreichi-
sche Kriminalist Prof. Dr. Hans
Groß, schrieb im „Gendarme-
rie-Jahrbuch, 1897“ im Kapitel
„Ein Gehülfe für den Gendar-
men“: „Wer daran denkt, wie
man unsere Gendarmerie
immer noch nützlicher für Staat
und Gesellschaft machen könn-
te, darf dies nicht in der Weise
thun, dass er immer mehr und
mehr vom Gendarmen verlangt
und ihm eine nach der anderen
Aufgabe aufhalst; der Gendarm
hat ohnehin genug zu thun.

Der richtige Weg in dieser
Richtung ist nur der, dass man
dem Gendarmen seine Aufga-
be erleichtert, dann thut er ge-
wiss nicht weniger, sondern
mehr, und er leistet, was er zu
leisten im Stande ist.

Eine solche Erleichterung
bestünde vielleicht darin, dass

Nach langer und intensiver Vorar-
beit des deutschen Polizeikommis-
sars von Schwelm, Franz Friedrich
Laufer, betrat schließlich am
1.10.1901 die deutsche Dogge
„Cäsar“ mit ihrem Führer Polizei-
sergeanten Lange die Straßen der
westfälischen Industriestadt
Schwelm, bestand eine Feuertau-
fe und schrieb damit deutsche
Polizeigeschichte.
Es wurde damals als ein Wagnis,
als ein „ungeheuerlicher“ Versuch
gewertet, solch eine Maßnahme
anzugehen. Schnell jedoch wurde
der Wert des Hundes anerkannt
und der „Deutsche Polizeihund“
(The German police-dog) wurde
zum Begriff in allen Ländern der
Erde. (s. auch: Der Mann, der den
Polizeihund erfand, Bernhard
Laufer, Verlag der Quadrate-
Buchhandlung, 1. Auflage 2006,
ISBN 3-924704-34-1)

         Foto: privat

PK Detlef Kilch beim Sensibilisieren des Hun-
des Devil, um eine vermisste Person im Wald zu
finden.

man dem Gendarmen einen
Gehülfen in der Gestalt eines
Begleithundes giebt, oder
wenigstens vorläufig gestattet.“

Dienste leistet. Man kann aber
nicht sagen, dass er in bestimm-
ten Situationen besser ist, denn
der Polizeihund ist immer dann
gut, wenn er gebraucht wird:

Werden vermisste Personen
gesucht – geht er sie suchen. Wer-
den Gegenstände mit menschli-
cher Witterung gesucht – findet er
sie. Sind Einbrecher in einem Ge-
bäude – stellt er sie. Brauchen an-

dere Kollegen Un-
terstützung – be-
schützt er sie. Bei
Räumungen –
drängt er ab. Bei Ab-
sperrungen – hält er
fern. Allein durch
sein Erscheinungs-
bild – deeskaliert er.
Bei Fußstreifen –
stärkt er das
Sicherheitsgefühl
des Bürgers usw.

Die perfekte
Begleitung

Der Polizei-
schutzhund ist ge-
radezu prädestiniert
dafür, im Präsenz-
dienst bei Fuß-
streifen eingesetzt

zu werden.
Das Motto: „Einen Polizisten

auf Streife sieht man, ein Dienst-
hundeführer mit Diensthund auf
Fußstreife fällt auf“, wird in der
täglichen Polizeiarbeit bestätigt;
das Sicherheitsgefühl des Bür-
gers wird positiv beeinflusst. Das
hohe Leistungsvermögen der Po-
lizeihunde wird auch an dem Bei-
spiel der Fußstreife deutlich,
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Fachausdruck dafür, wie führig
ein Hund ist – also lehnt er sich
gern auf oder ordnet er sich gut
unter) und gute Kondition wer-
den benötigt, um bei jeglichen
Temperaturen und Tageszeiten
verlässlich im Gelände weit-
räumig zu stöbern.

Hierbei werden den Hunden
Kenndecken übergezogen mit
der Aufschrift POL, damit sie als
solche, insbesondere für den Jä-
ger, erkennbar sind. Zur Nacht-
zeit werden an den Kenndecken
Blinkis befestigt, damit der Auf-
enthaltsort des Hundes bzw. sein
Stöbern, besser beobachten wer-
den kann.

Grundsätzlich tragen die Hun-
de bei der Stöberarbeit einen
Beißkorb (spezieller Beißkorb
aus Draht), der einen uneinge-
schränkten Sauerstoffaustausch

Witterung bis 48 Stunden), zu
suchen, zu finden und anzuzei-
gen. Werden z. B. bei der Tataus-
führung vom Täter oder Opfer
Gegenstände weggeworfen oder
verloren, ist davon auszugehen,
dass der Stöberhund sie findet.

In der Praxis hatten wir kürz-
lich folgenden Fall: Ein Jäger
hatte seinen Revolver im Wald
verloren. Ein Sprengstoffspür-
hund, der auch zur Waffensuche
ausgebildet ist, war nicht sofort
verfügbar. Weil die Waffe mit fri-
scher menschlicher Witterung
behaftet sein musste, wurde ein
Stöberhund zum Einsatzort ent-
sandt und fand problemlos die
Waffe.

Nebenbei erwähnt: Dieser
Stöberhund findet auch im Ge-
lände verlorene Autoschlüssel.

Der Rauschgiftspürhund – Er
ist ausgebildet, um Rauschgift-
arten, die in die Ausbildung ein-
bezogen wurden (z. B. Haschisch,
Heroin, Kokain und Ampheta-
mine) anhand ihres Geruches zu
finden und anzuzeigen bzw. Ört-
lichkeiten oder Gegenstände an-
zuzeigen, die mit Rauschgift kon-
taminiert sind. Das Anzeige-
verhalten dieser Hunde ist pas-
siv – das bedeutet, dass sich der
Hund, wenn er etwas gefunden
hat, am Fundort hinsetzt oder
hinlegt. Früher wurde ein aggres-
sives Anzeigen (kratzen, bellen,
beißen) gefordert. Langjährige
Erfahrungen haben gezeigt, dass
es zu keinen Qualitätsverlusten

Vorteile haben kann – insbe-
sondere beim Absuchen von
hochtechnischem Gerät zur Ver-
meidung von Schadensfällen.

Aber auch die Suche nach
weggeworfenen Rauschgiften ist
einfacher geworden, weil bei ag-
gressiv anzeigenden Hunden die
Gefahr besteht, dass der Hund
das Rauschgift aufnimmt und
verschluckt.

Der Leichenspürhund – Mit
seiner Hilfe ist es möglich, Lei-
chen- oder Leichenteile, ob ver-
scharrt, vergraben, versteckt, be-
deckt oder hängend, zu lokalisie-
ren oder anzuzeigen. Daneben
zeigt er auch Örtlichkeiten und
Gegenstände an, die mit dem
Leichengeruch in Berührung ka-
men.

Der Leichenspürhund wird
auch auf Blut konditioniert.
Dadurch ist er ein wertvoller
Helfer beim Suchen und Auffin-
den von Blutspuren (Blut-
tropfen). Es können auch Ört-
lichkeiten gefunden werden,
wenn das Blut aufgewischt wur-
de (er zeigt somit auch latente,
nicht sehbare Spuren an).

Der Brandmittelspürhund –
Die Feststellung der Brand-
ursache hängt in vielen Fällen
davon ab, ob es gelingt, eventu-
elle Reste von Brandlegungs-
mitteln oder Brandbeschleuni-
gern zu orten und sicherzustellen,
damit anschließende kriminal-
technische Untersuchungen
durchgeführt werden können.
Der Brandmittelspürhund kann
Restmengen unverbrannter Tei-
le dieser Stoffe (Benzin, Motor-,
Diesel-, Heizöl, Brennspiritus
u.a. brennbare Flüssigkeiten) fin-

Der Autor Gerhard Rullang – seit
1985 Leiter der Diensthunde-
staffel im Saarland, schrieb mit
Dr. jur. Kurt Gintzel ein „Hand-
buch für Hundeführer“ – mit
umfassenden Informationen in
erster Linie für die Aufgabener-
füllung professioneller Hunde-
führer (s. S. 36)

zulässt. Der Beißkorb ist deshalb
sinnvoll, weil niemand weiß, wie
eine hilflose Person reagiert,
wenn sie eines bellenden Hundes
ansichtig wird. Vielleicht tritt sie
nach dem Hund – und es wäre
schon fatal, wenn es hieße, „Per-
son gefunden, brauche erste Hil-
fe wegen einer Bissverletzung“.

Die Stöberhunde sind weiter-
hin ausgebildet, Gegenstände
(alle Materialien), die mit fri-
scher menschlicher Witterung
behaftet sind (frisch = je nach

Vorbereitung auf die Fußball-WM 2006 mit respektabler Hund-
unterstützung.                       Foto: dpa

Ein Rauschgiftspürhundeführer auf
dem Weg ins Unterdeck eines
Schiffes.

Polizeidrogeneinsatz – an der Hun-
deschnauze kommen Rauschgift-
moleküle nicht unerkannt vorbei.

kommt, wenn der Hund passiv
anzeigt, sondern dass es sogar

EINSATZMITTEL
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den und anzeigen. Dies führt zum
schnellen und sicheren Lokalisie-
ren des Brandentstehungsortes
und der genannten Stoffe.

Der Hund für besondere
Einsatzlagen

Die ausgeprägten Schutz-
hundefähigkeiten und spezielle
Wesensveranlagungen, verbun-

den mit dem Wissen, wie Hunde
wirken, wenn sie aggressiv auf
Personen zurennen, machen den
Polizeihund auch in außerge-

wöhnlichen Lagen zu einem be-
sonderen Einsatzmittel. Ob der
Hund als Irritationsmittel oder
für den direkten Zugriff einge-
setzt wird, ist lageabhängig zu
entscheiden.

Der Fährtenhund
Der Fährtenhund ist in der

Lage, eine Fährte zu finden bzw.
ihr zu folgen und Gegenstände,
die mit menschlicher Witterung
behaftet sind und auf oder in der
Nähe der Fährte liegen, anzuzei-
gen. Die Fährte ist eine Verän-
derung der Erdoberfläche in Ver-
bindung mit einer mehr oder

weniger starken
Zerstörung der
Bodenstrukturen
und/oder Boden-
bewachsungen.

Der Vermiss-
tenspürhund/Per-
s o n e n s p ü r h u n d
nach dem Man-
t r a i l i n g - S p ü r -
verfahren – Diese
Hunde sind in der
Lage, wegen des
menschlichen Indi-
vidualgeruches, ge-
zielt nach einzelnen

Personen oder Vermissten zu
spüren. Dabei orientiert sich der
Hund an den abgestorbenen
menschlichen Hautzellen, die je-

der Mensch ver-
liert (ca. 50 Millio-
nen fallen je Minu-
te zu Boden).
Durch Zerset-
zungsprozesse und
durch die Stoff-
wechselendprodukte
der Mikroorganis-
men werden Gase
in spezieller Zu-
sammensetzung
an die Umge-
bungsluft abgege-
ben und der Hund
folgt diesem Ge-
ruch. Der Hund
benötigt also keine
Fährte im klassi-
schen Sinn. Damit
er die Spur findet,
lässt man ihn an ei-
nem Geruchs-
träger der aufzu-

spürenden Person riechen, bevor
er an einer Kontaktstelle (eine
Stelle, die von der gesuchten Per-
son betreten wurde) angesetzt
wird. Der Individualgeruch der
gesuchten Person ist nun für den
Hund leitend, das heißt, er sucht

und folgt den Mikroorganismen,
die ihn zu der Person führen.

Die Länderpolizeien von Bay-
ern, Thüringen und Mecklen-
burg-Vorpommern setzen diese
Spürhunde bereits ein, andere
haben mit dieser sehr aufwendi-
gen Ausbildung begonnen.

Der Alpinhund – Die bayri-
sche Polizei hält so genannte
Alpinhunde vor, die insbeson-
dere in den Bergen eingesetzt
werden, um vermisste, verletzte
Personen genau zu orten und zu

lokalisieren. Dadurch wird eine
schnellere Bergung ermöglicht,
die Überlebenschancen des Op-
fers steigen.

Der Tabakspürhund (Bundes-
zollverwaltung) – Der Tabak-
spürhund ist in der Lage, Tabak
(insbesondere Zigaretten) aufzu-
spüren und anzuzeigen. Durch
ihn wird illegal eingeführter Ta-
bak schnell und sicher gefunden.

Der Bargeldspürhund (Bun-
deszollveraltung) – Mit Hilfe die-

PHM Zenner mit Diensthund Ronja – als Leichen-
spürhund im Einsatz.

Brandmittelspürhund Al Capone im Einsatz
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ser Hunde sollen größere Men-
gen Papiergeld gefunden wer-
den, das durch illegale Waren-
lieferung oder durch Schwarz-
geldverkehr über die Grenzen
transportiert wird.

Der Minenspürhund (Bundes-
wehr) – Insbesondere Boden-
minen werden von diesen Hun-
den gefunden und lokalisiert. Im
Hinblick auf den Zeitfaktor hat
sich die Arbeit mit den Minen-
spürhunden als das
beste der zur Ver-
fügung stehenden
Mittel erwiesen.
Eine sehr zeit-
aufwändige Suche,
die allergrößte
Sorgfalt bedarf.
Die Ausbildung
der Hunde dauert
ca. 12 Monate.

Dichtung und
Wahrheit

Ich erwähnte
schon, dass die
Leistungskraft der
Hundenase die
menschliche Vor-
s t e l l u n g s k r a f t
übersteigt. Aber
auch Polizeihunde
haben Grenzen.

Mir wird öfter
mal die Frage gestellt, ob die rich-
tigen Polizeihunde ähnlich viel
können, wie der „Polizeihund
Rex“ aus der Fernsehserie.

Natürlich können die Polizei-
hunde auch Semmel fressen, wie

der vierbeinige „Kollege“ im
Film. Damit hat sich aber auch
schon der Vergleich und der noch
mit Einschränkungen, denn kein
Diensthundeführer würde so
ungesund füttern.

Ohne Zweifel hat der Film ei-
nen Unterhaltungswert, wenn
Rex mit kühler Schnauze und
Hundesachverstand den mensch-
lichen Kollegen um Längen
schlägt. Obwohl ich an dieser
Stelle sagen muss, hier ist doch

noch ein Vergleich zwischen Pra-
xis- und Filmhund erkennbar
und zwar in der Weise, dass auch
die echten Polizeihunde uns
Menschen um Längen schlagen,
wenn es um die Riechfähigkeit,

die Ausprägung des Gehörs, die
Schnelligkeit und Wehrhaftigkeit
geht.

Der Hund hat allerdings kei-
ne Eigenintelligenz, führt kein
selbständiges Handeln aus oder
denkt mit, wie Menschen es tun.
Wenn der Hund im Film
Kuscheltiere versteckt, damit
Herrchen sie nicht wegwirft, weil
sie immer im Weg liegen, oder
der Hund zu einer Bombe läuft,
um sie zu entschärfen, damit
nichts passiert, dann macht er
dies deshalb, weil hinter der Ka-
mera die Trainerin und Gehilfen
stehen,  dem Hund die Anwei-
sungen geben und er für das Be-
folgen der Anweisungen Be-
lohung erhält. Das Ganze ist Un-
terhaltung für denjenigen der es
mag. Ein Umsetzen in die Reali-
tät ist aber nicht möglich.

 Ein Hund zeigt uns Menschen
gegenüber kein Verhalten, das
auf Zuneigung oder gar Liebe
basiert. Er ist ein ausgesproche-
ner Egoist. Er zeigt oder er un-
terlässt ein Verhalten, wenn er
dadurch Vorteile hat.

Aus- und Fortbildung
eines Hundes

Besonders beschultes Fach-
personal mit den Funktions-
bezeichnungen Ausbilder, Trai-
ner, Lehrwart oder Fachlehrer
nehmen die Aus- und Fortbil-
dung der Diesthunde wahr. Alle
Ausbilder sind Polizeibeamte,
was gut, richtig und absolut
unverzichtbar ist. Denn egal, was
den Hunden beigebracht wird,
der Bezug zum Polizeiberuf ist
immer gegeben.

Dies fängt beim Hundeankauf
an, geht weiter über die Haltung
und Ausbildung (wie wird der
Hund gehalten und mit welchen
Methoden bilde ich aus, werden
dienstliche und sportliche Ge-
sichtspunkte sauber getrennt) bis
letztendlich zum Einsatzerfolg.
Dass durch den Einsatz des Hun-
des polizeiliche Ziele erreicht
werden, ist das einzig Wichtige,
was zählt.

Ich nenne es abenteuerlich
und es hätte mehr mit Pokern als
mit verantwortlichen Entschei-

dungen zu tun, würde das Team,
der Diensthundeführer mit sei-
nem Polizeihund, nicht gemein-
sam ausgebildet werden. Denn
nur das Team bringt letztendlich
den Erfolg.

Aber: Nur der Polizeibeamte
kann gesetzmäßig oder gesetz-
widrig handeln, nicht sein Hund.
Der Diensthundeführer ist für
das „Funktionieren des Einsatz-
mittels Polizeihund“ zunächst
ganz allein verantwortlich.
Daraus resultiert auch die Forde-
rung, dass der Diensthunde-
führer die Einsatzdauer seines
Hundes selbst bestimmt. Die
Belastungszeit kann von Hund
zu Hund unterschiedlich sein und
unterliegt keiner festen Rege-
lung. Bei all den Verantwor-
tungen erstaunt es nicht, wenn
der Stoffverteilungsplan in der
Aus- und Fortbildung für Dienst-
hundeführer sehr komplex ge-
fasst ist. Er umfasst u. a. folgen-
de Themen:

• Theorie: Entwicklungsphasen,
Beziehungen sozialer Rang-
ordnung, Wesen, Triebe, Ins-
tinkte, Sinne, angeborene, er-
worbene, erlernte Verhaltens-
weisen, Ausbildungsgrund-
sätze, Verknüpfen und Lernen,
Lob und Tadel, Zwang und
Strafe, Erkennen der Lei-
stungsanlagen, Zertifizieren
und Qualitätssicherung, Ein-
griffsrechte, Unmittelbarer
Zwang, Amtshaftung, Tier-
halterhaftung, einschlägige
Gerichtsurteile, Tierschutz-
gesetz, Verordnung gefährliche
Hunde, Einsatzlehre wie Ein-
satzgrundsätze, Eigensiche-
rung, Einsatzanlässe, wirt-
schaftliche Bestimmungen,
Erkrankungen.

• Praxis: Pflege, Versorgung, ur-
sprüngliche und stellvertreten-
de Einwirkungen, Förderung
der Leistungsanlagen, Nasen-
arbeit, Gehorsamsübungen,
Geschicklichkeits- und Unbe-
fangenheitsübungen, Schutz-
dienstarbeiten, Scheintäter-
tätigkeiten, Transport von
Hunden.

In der Ausbildung wird zu-
nächst der Hund grundkondi-
tioniert, was nichts anderes heißt,

Hunde können vermisste Personen selbst im Wasser aufspüren: Durch
Zersetzungsprozesse werden Gase abgegeben, die der Hund mit seiner
enorm leistungsfähigen Nase wahrnehmen kann.                     Foto: dpa

Unterhaltsame Geschichten mit viel Dichtung:
Polizeihund Rex mit Film-Herrchen.    Foto: dpa

EINSATZMITTEL
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als dass dem Hund durch eine so-
lide Grundausbildung vermittelt
wird, dass er ein Hörzeichen si-
cher und verlässlich zu befolgen
hat. Das Geheimnis der Ausbil-
dung liegt immer in der Beant-
wortung der Frage: Wie verstän-
dige ich mich mit dem Hund, der
nicht meine Sprache und somit
keine Erklärungen versteht, kei-
ne Entschuldigungen annehmen,

nicht lesen und aus
keinem Film lernen
kann sowie kein Vor-
führen und somit
kein Nachahmen
versteht?

Hat der Dienst-
hundeführer gelernt,
wie er sich seinem
Hund vermitteln
kann und befolgt der
Hund auch zuverläs-
sig die Anweisungen,
dann ist zwar die
Grundausbildung
beendet, jedoch
fängt die Ausbildung
zum Polizeihund erst
richtig an. Denn es
wird nicht erwartet,
dass der Polizeihund
seine Leistungen auf
einem Hundeplatz
erbringt, dies kann
man in Hundesport-
vereinen machen, es
wird erwartet, dass er
seine Leistungen am
jeweiligen Einsatzort
erbringt.

Weil Hunde im
Kontext verknüpfen,
müssen die Ausbil-
dungsörtlichkeiten
dort liegen, wo der
Einsatz stattfindet.
Dies ist in der Praxis
nur bedingt gegeben.
Aber durch ständig
wechselnde Ausbil-
dungsörtlichkeiten
ist es dennoch mög-
lich, das erwartete
Verhalten der Poli-
zeihunde zu festigen
und zu vertiefen.
Solch ein Training
befähigt ihn, auch an
fremden Örtlichkei-
ten seine Leistungen
zu erbringen.

Hier sind wir vermehrt auf die
Hilfe der Dienststellen und der
Firmen angewiesen, die uns Ört-
lichkeiten zum Trainieren der
Hunde zur Verfügung stellen.

Ausbildungsmethoden

Auch Ausbildungsmethoden
haben sich geändert. Während die

früheren Ausbildungsmethoden
sich ausschließlich an dem Prin-
zip von „Zuckerbrot und Peit-
sche“ orientierten, lassen wir heu-
te das Prinzip des positiven Ver-
stärkens stark in die Ausbildung
einfließen. Dieses Ausbildungs-
prinzip wurde in den großen Frei-
becken/Aquarien, u. a. bei der
Ausbildung von Delphinen und
Killerwalen abgeguckt. Niemand
kam dort auf die Idee und hat den
Walen z. B. ein Stachelhalsband
angezogen und an dem Halsband
herum gezogen. Trotz des Fehlens
solcher Ausbildungshilfen konn-
ten die Trainer deutliche Erfolge
vorweisen.

Das Lernen anhand der un-
mittelbaren Konsequenz eines
Verhaltens hat sich mittlerweile
auch in der Polizeihundeaus-
bildung etabliert.

Wer kann Diensthund
werden?

Die Polizeien in Deutschland
bevorzugen Diensthunde, die
vielseitig im dualen System ein-
gesetzt werden können. Dieses
System erfordert, dass ein Poli-
zeihund als Schutz- und als Spür-
hund Verwendung findet. Bei
den sehr vielseitigen Aufgaben

Ausbildung und Dienst sind hart – aber die
Belohnung für das harte Hundeleben folgt
prompt.

Die Feuerprobe gehört zur Diensthundeprüfung
und ist immer wieder sehr öffenltichkeitswirk-
sam.



12  8/2007 Deutsche Polizei

ist das duale System jedoch kein
Dogma. Die Entscheidung für
dieses System lässt aber erken-
nen, wie verantwortungsvoll im
Arbeitsfeld der Diensthunde mit
dem Thema Effektivität und Ef-
fizienz umgegangen wird. Das
duale System ermöglicht eine
hohe Auslastung und eine quali-
tativ hochwertige Dienst-
verrichtung mit dem Einsatz-
mittel Polizeihund.

Diese Selbstbindung bestimmt
das Anforderungsprofil an einen
Polizeihund. Wer es zum Polizei-
hund bringen will, muss folgen-
de Veranlagungen mitbringen:
• Schutzhundveranlagung – der

Hund muss bereit und fähig
sein, den Diensthundeführer
zu verteidigen, und

• Spürhundveranlagung – der
Hund muss ausdauernd mit ei-
ner so genannten toten Beute,
z. B. mit einem Ball, zu spielen.

Diese Veranlagungen hat ein
Hund von Natur aus mitzubrin-
gen, denn sie können nicht wirk-
lich antrainiert werden.

Gesundheit, Ausdauer und
Härte, bei einer guten Sozialisie-
rung, sind weitere Erfordernisse.
Das ererbte und das erlernte Ver-
halten gemeinsam bestimmen das
Leistungsvermögen der Hunde.

Welche Veranlagungen bei
den in Frage kommenden Hun-
den vorhanden sind, wird – be-
vor der Hund auf einen Lehr-
gang kommt – von speziell aus-
gebildeten Diensthundeführern
(in der Regel sind es die Ausbil-
der) überprüft.

Wer ist wofür besonders
geeignet?

Die Geeignetheit als Polizei-
hund kann zunächst nicht an ei-
ner Rasse festgemacht werden.
Eine Dogge oder ein Bernhardi-
ner, ein Rehpinscher oder ein
Dackel würden allerdings eher
wegen ihrer Größe und ihrem
Gewicht vom Ankauf ausge-
schlossen werden, denn z. B. Hal-
tungs- und Transportfragen, die
Wirkung auf das polizeiliche
Gegenüber, generell die Wirkung

nach außen, sind bei der Auswahl
natürlich zu berücksichtigen.

Hunde, die nach Aggressions-
merkmalen gezüchtet wurden,
haben auf keinen Fall bei der
Polizei etwas zu suchen. Die
Gebrauchshunderassen wie z. B.
der Deutsche Schäferhund, der
Belgische Schäferhund, der
Riesenschnauzer, der Dober-
mann, der Rottweiler und deren
Mischlinge finden zurzeit über-

wiegend Verwendung bei den
Polizeien. Größe, Gewicht, Füh-
rigkeit, Wesensveranlagung, Ge-
sundheit und letztendlich der
Preis bestimmen den Ankauf.

In preislicher Hinsicht sind wir
vom Markt abhängig. Es gibt kei-
nen eigenen Markt für Polizei-
hunde. Und Hundeverkäufer, die
stolz sind, einen Hund der Poli-
zei verkauft zu haben, die gibt es
schon lange nicht mehr. Das
Geld bestimmt den Markt.
Insbesondere ausländische Auf-
käufer machen uns das Leben
schwer, die für viel Geld Hunde
in Deutschland ankaufen, ob-
wohl sie teilweise den Hund nur
übers Internet kennen. Im Aus-
land herrscht noch oft die Mei-
nung vor, alle Hunde aus

Deutschland sind geeignet. „The
German Police Dog“ ist etwas
Besonderes, ungeprüft werden
solche Hunde angekauft.

Der Deutsche Schäferhund
hat sich seit Jahrzehnten, insbe-
sondere als Hund für das duale
System bewährt, wenn auch die
Gebrauchstüchtigkeit in den
letzten Jahren von den dienst-
hundehaltenden Verwaltungen

reklamiert wird. Der Anteil des
Deutschen Schäferhundes liegt
bei den Polizeien von Bund und
Ländern derzeit bei rund 52 Pro-
zent.

Der Belgische Schäferhund ist
an zweiter Stelle der geeigneten
Rassen zu nennen.

Bei den Spürhunden wird der
langnasige Hund bevorzugt, was
mit der Fläche und Dicke der
Riechschleimhaut zu tun hat (ca.
5 bis 10 Millionen Riech-
sinneszellen beim Mensch und
weit über 200 Millionen beim
Hund). Gutes Wesen, sicheres
Umweltverhalten und Ausdauer
sind neben den Triebanlagen
wichtige Kriterien. Hunde aus
dem jagdlichen Bereich tun sich
hier immer mehr hervor.

Der Diensthundeführer
Die Verwendung als Dienst-

hundeführerin oder Dienst-
hundeführer (DHF) setzt unein-
geschränkte Wechseldienst-
tauglichkeit, die Bereitschaft zur
verwendungsbezogenen Aus-
und Fortbildung als DHF und die
Bereitschaft zur freiwilligen
häuslichen Übernahme des Poli-
zeihundes voraus. Polizeivoll-
zugsbeamtinnen oder Polizei-
vollzugsbeamte, die das 45. Le-
bensjahr vollendet haben, sollen
nicht erstmals zu DHF ausgebil-
det werden (diese saarländische
Regelung ist in allen Bundeslän-
dern ähnlich).

Ein guter Diensthundeführer
zeichnet sich dadurch aus, dass er
seinen Diensthund als Partner
versteht, die Ausbildungs-
grundsätze nicht nur kennt son-
dern vor allem anwenden kann
und dass er bereit ist mehr zu tun,
als dies eine Dienstvereinbarung
verlangt. Wichtig ist auch, den
Diensthund zu Hause halten und
unterbringen zu können. Un-
verzichtbare Voraussetzung ist
dafür selbstverständlich, dass der
Ehepartner, die Familie mit der
Tätigkeit und der Tierhaltung
einverstanden ist.

Wenn der Hund „dienst-
untauglich“ wird

Im Saarland haben wir eine
faire und anständige Regelung
bei der Ausmusterung von
Diensthunden. Wenn der Dienst-
hundeführer den ausgemuster-
ten Diensthund behält, bleibt das
Land Halter des Diensthundes
und schließt mit dem Dienst-
hundeführer einen Pflegevertrag
ab. Für den Pflegeaufwand und
die Ernährung des Hundes wird
eine finanzielle Unterstützung,
die im Grunde genommen aus
der jahrelangen Bindung resul-
tiert, dem Polizeibeamten ge-
währt.

Eine Anständigkeit, die be-
lohnt wird. Seit diese Regelung
in Kraft ist, gibt es keinen Fall,
bei dem ein Hund nicht über-
nommen wurde.

Gerhard Rullang

Transport von Polizeihunden unter Beachtung des Tierschutzes: Die Box
ist relativ geräumig, der Hund kann sitzen, sich drehen und legen.
Allerdings muss die Box auch Fliehkräfte bannen können, wenn das Ein-
satzfahrzeug mit Sondersignal unterwegs ist.

        Fotos (9): Jörg Kettenhofen

EINSATZMITTEL
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INITIATIVE TRENDWENDE

Am 6. August geht es los: In den
DGB-Bildungsstätten Flecken
Zechlin in Brandenburg sowie in
Hattingen in Nordrhein-Westfalen
starten die Pilotveranstaltungen
der ZUKUNFTSCAMPS – FU-
TURE NOW. Die Camps sind ein
Angebot an Jugendliche, die durch
ihre Schulbiografie und ihre sozi-
ale Herkunft von Arbeitslosigkeit
bedroht sind. Jeweils 60 Jugendli-
che der 8. Klassen werden drei
Wochen lang gemeinsam leben
und mit erfahrenen Teamerinnen
und Teamern in acht Projekten ler-
nen und arbeiten. Und so neue
Perspektiven für Ausbildung und
Beruf erfahren.

„80.000 Jugendliche verlassen
jedes Jahr die Schule ohne Ab-
schluss“, sagt Konrad Freiberg,
GdP-Vorsitzender und im Rah-
men der gewerkschaftsüber-
greifenden „Initiative Trend-
wende“ Projektverantwortlicher
für die ZUKUNFTSCAMPS –
FUTURE NOW. „Ein gesell-
schaftlicher Skandal und eine per-
sönliche Katastrophe für die Be-
troffenen!“ Gleichzeitig werde
Bildung aber immer stärker zum
Stoff für Chancen und Entwick-
lungen, ergänzt Dietmar Hexel,
Mitglied des Geschäftsführenden
Bundesvorstands beim DGB. „In
einer zunehmend wissensbasierten
Gesellschaft sind besonders die
Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer auf Bildung angewiesen.“

Vor diesem Hintergrund haben
sich die neun Vorsitzenden von
Gewerkschaften und DGB im
Rahmen der ‚Initiative Trend-
wende“ die Frage gestellt, wie Ju-
gendliche ihre Talente zeigen und
wie sie in der Gestaltungs-
kompetenz ihrer Zukunft gestärkt
werden können. „Auch die zuneh-
mende Gefahr des Rechtsradikal-
ismus unter arbeitslosen Jugendli-
chen war ein Motiv“, so Konrad
Freiberg. „Uns als Gewerkschaf-
ten können diese Jugendlichen

doch nicht egal sein!“ Entstanden
ist so die Idee der ZUKUNFTS-
CAMPS – FUTURE NOW, die
den Übergang von der Schule zum
Beruf rechtzeitig – also nach der
8. Jahrgangsklasse – unterstützen
sollen. Durchgeführt werden die
Camps vom DGB-Bildungswerk
und der Universität Lüneburg, die
auch das pädagogische Konzept
entwickelt hat. Weitere Partner
und namhafte Unternehmen un-
terstützen das Projekt.

Die ZUKUNFTSCAMPS –
FUTURE NOW orientieren sich
am Konzept der „Bildung für eine
nachhaltige Entwicklung“. Die Er-
fahrung, neues Wissen zu erwer-
ben und die eigenen Kompetenzen
zu verbessern, wird dabei in sinn-
vollen Kontexten erworben: mit
zukunftsrelevanten Fragestellun-
gen, die Bezug zum eigenen Leben
haben und konkreten Aufgaben,
die in der Zeit des Camps bewäl-
tigt werden können. Nach einer
ersten Woche des gegenseitigen
Kennenlernens und der Erkun-
dung der Umgebung liegt der
Schwerpunkt der folgenden zwei
Wochen auf der Arbeit in den Pro-
jekten. In deren Durchführung
werden Partner aus der Region
sowie externe Experten einbezo-
gen. Den Abschluss des Camps
bildet dann ein Camp-Festival, in
dessen Rahmen die Jugendlichen
sich und weiteren Gästen ihre Er-
gebnisse vorstellen. Natürlich gibt
es während der gesamten drei
Wochen viele Gelegenheiten zu
sportlichen und kulturellen Akti-
vitäten, zur Erholung und dem Fin-
den neuer Freunde. Denn schließ-
lich sind ja Ferien!
Weitere Informationen unter
www.zukunftscamps.de

Wie die Camps gelaufen sind,
darüber werden wir in der Novem-
ber-Ausgabe berichten.

Heidi Walter
(DGB-Bildungswerk)

Neue Perspektiven für Ausbildung und Beruf:
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TARIFPOLITIK

Was tut sich im Tarifbereich?
Bekanntlich gilt der TVöD seit dem 1. Oktober 2005 für
den Bund und die Kommunen. Der TV-L ist am 1. Novem-
ber 2006 in Kraft getreten und gilt für die Mitgliedsländer
der TdL (Tarifgemeinschaft deutscher Länder). Keine Mit-
glieder sind Hessen und Berlin, die vor einigen Jahren aus
der TdL ausgeschieden sind und nun eigene Verhandlun-
gen hinsichtlich eines Tarifvertrages führen müssen, der
sich natürlich an den TVöD bzw. TV-L anlehnen soll.

Für die Arbeitnehmer des
Bundes und der Kommunen und
somit auch für uns als Gewerk-
schaft steht 2008 eine neue Tarif-
runde an. § 39 des TVöD sieht die
Kündigungsmöglichkeit ver-
schiedener Regelungen vor. Eine
solche Kündigung kann sowohl
von Gewerkschaftsseite als auch
von den Arbeitgebern (Bund
und Kommunen) ausgehen.

Zum Ende des Jahres 2007
kann von den Tarifvertrags-
parteien der Abschnitt II des
TVöD – die Arbeitszeit – und das
Tabellenentgelt gekündigt werden.

Die Einkommensrunde 2008
ist bereits gewerkschaftsseitig in
Vorbereitung. Im Herbst werden
die Einzelgewerkschaften des öf-
fentlichen Dienstes im DGB ihre
Forderungen beschließen, die
dann in eine gemeinsame Forde-
rung der öD-Gewerkschaften im
DGB Ende November/Anfang
Dezember münden. Erfahrungs-
gemäß ist mit der Aufnahme von
Verhandlungen nicht vor Mitte/
Ende Januar 2008 zu rechnen.

Die Jahressonderzahlungen
sind dagegen frühestens zum
31.12.2008 kündbar, Vermögens-
wirksamen Leistungen jedoch
zum 31.12.2007. Ebenfalls künd-
bar ist die Regelung über den Er-
holungsurlaub gemäß § 23 Ab-
satz 1. Dabei handelt es sich je-
doch um „Kann-Regelungen“, d.
h. es muss nicht zwingend gekün-
digt werden. Bisher ist von den
Arbeitgebern noch kein Signal
für eine Kündigung ausgegan-
gen.

Ganz wichtig in diesem Zu-
sammenhang ist zu wissen, dass
von den Tarifvertragsparteien
kein Ausschluss der Nachwir-
kung gemäß § 4 Absatz 5 TVG
vereinbart worden ist, d. h. die
gekündigten Tarifvorschriften
gelten so lange weiter, bis sie
durch eine andere Abmachung
ersetzt werden.

Der § 39 TVöD sieht nur
Kündigungsregelungen für den
Allgemeinen Teil des Tarifvertra-
ges vor (die Besonderen Teile

enthalten eigenständige Vor-
schriften über das In-Kraft-Tre-
ten von Kündigungen).

Auch der § 39 TV-L enthält für

dieses Jahr Kündigungsmög-
lichkeiten: Auf landesbezirk-
licher Ebene kann die regelmä-
ßige Arbeitszeit gekündigt wer-

Die Arbeitnehmer hatten in den vergangenen Jahren das Nachsehen.
Denn die Lohnzuwächse waren im Durchschnitt so gering, dass sie un-
ter den jährlichen Preissteigerungsraten lagen. Folge: Die Reallöhne
sanken, die Kaufkraft ging zurück. Die Konjunktur zeigt sich robust, die
Wirtschaft wächst, die Zahl der Arbeitslosen sinkt. Deshalb erwarten
Gewerkschaften in diesem Jahr einen kräftigen Anstieg bei den Tarifein-
kommen. Allerdings werden die Tarifunterschiede zwischen den
Wirtschaftszweigen immer größer. Während es bei den export-
orientierten Branchen auch in der Vergangenheit gut lief und immer
neue Exportrekorde erwirtschaftet wurden, hinken die Branchen, die
sich am Binnenmarkt orientieren, stark hinterher.

           Globus Infografik

den. Ebenfalls kann die Rege-
lung über eine Jubiläumszu-
wendung zum Ende des Jahres
gekündigt werden. Wie beim
TVöD sind die Regelungen zur
Dauer des Erholungsurlaubes
und die vermögenswirksamen
Leistungen kündbar. Die Ent-
gelttabellen sind allerdings erst
zum 31.12.2008 kündbar.

Auch hinsichtlich der nach
dem TV-L bestehenden Kündi-
gungsmöglichkeiten wurde bis-
her von den Arbeitgebern nichts
öffentlich verlautbart, das auf
eine Kündigung hinweist. Bleibt
also abzuwarten, was auf uns zu-
kommt. Umso wichtiger ist es,
das wir uns zur Tarifrunde posi-
tionieren, was die Mitglieder der
GTK Bund (Große Tarifkom-
mission) in ihren Arbeitskreisen
bereits tun.

Um uns auf einen eventuellen
Arbeitskampf gut vorzubereiten,
wird gerade in der Abteilung
Tarifpolitik der GdP-Bundes-
geschäftsstelle an einem neuen
umfangreichen Arbeitskampf-
Handbuch gearbeitet, das im
September erscheinen soll.
Zudem wird es von der Bundes-
geschäftsstelle eine Streikschu-
lung geben.

Entgeltordnung

Im Zuge des Inkrafttretens
des TVöD hatten sich die Tarif-
vertragsparteien darauf geeinigt,
dass eine neue Entgeltordnung
geschaffen werden soll. Die Ver-
handlungen zu dieser neuen
Entgeltordnung sollten bereits
Ende 2006 abgeschlossen sein.
Aufgrund der unterschiedlichen
Tarifkonflikte ist es dazu nicht
gekommen. Besonders die mo-
mentane Auseinandersetzung
mit der VKA (Vereinigung kom-
munaler Arbeitgeber), die ein
Auslösen der Meistbegünsti-
gungsklausel hinsichtlich der
Arbeitszeit annimmt und wieder
zu einer bundesweit einheitli-
chen Arbeitszeitregelung kom-
men will, lässt die Verhandlungen
stagnieren. In der Meistbegüns-
tigungsklausel wurde vereinbart,
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dass ein für die Arbeitgeber bes-
serer Abschluss im Länder-
bereich als neues Angebot an
den Bund und die kommunalen
Arbeitgeber gilt. Die VKA
möchte nun bundesweit die im
TV-L für Bayern vereinbarte
Arbeitszeit von 40,1 Stunden ein-
führen.

Die Gewerkschaftsseite ver-
tritt die Ansicht, dass die Meist-
begünstigungsklausel hier nicht
einschlägig sei. Die VKA könne
sich nicht unter den Ländern die
höchste Arbeitszeit auswählen,
sondern müsste die für die Län-
der geltende Berechnungs-
methode für die Arbeitszeit für
ihren Bereich anwenden.

Daraufhin ist am 24. April
2007 von der VKA Klage erho-
ben worden. Dem Ausgang des
Verfahrens sehen wir erwar-
tungsvoll entgegen.

Am 29. März 2007 hat die
Gewerkschaftsseite den Bund
und die VKA per Einschreiben
zur Aufnahme von Verhandlun-
gen für die Entgeltordnung auf-
gefordert. Ein Verhandlungs-
termin war für April vorgesehen.
Jedoch haben die Arbeitgeber
bis zum heutigen Zeitpunkt nicht
reagiert. Ein Problem, was diese
Zeitverzögerung mit sich bringt
ist, dass das Übergangsrecht an
die neue Lage angepasst werden
muss. Stichtage und Befristungs-
regelungen in Bezug auf die Tä-
tigkeits-, Zeit-, und Bewährungs-
aufstiege sowie die Vergütungs-
gruppenzulagen müssen verscho-
ben werden. Ebenfalls müssen
auch für die nach dem 1. Okto-
ber 2005 eingestellten Beschäf-
tigten Regelungen zu den Auf-
stiegen getroffen werden. Dies
geht allerdings nur in gemeinsa-
men Verhandlungen mit den Ar-
beitgebern!

Leistungsorientierte Be-
zahlung

Am 25. August 2006 hat die
Gewerkschaftsseite mit dem
Bund einen Tarifvertrag über das
Leistungsentgelt für die Beschäf-
tigten des Bundes (LeistungsTV-
Bund) geschlossen. Der im § 18

TVöD vereinbarte Abschluss ei-
nes Bundestarifvertrages zur
Einführung von Elementen zur
leistungsorientierten Bezahlung
ist damit umgesetzt. Der „neue“
Tarifvertrag bildet zukünftig den
Rahmen für ein Leistungsentgelt
in den einzelnen Dienststellen
des Bundes.

Das Startvolumen beträgt 1 %
der ständigen Monatsentgelte
aller Tarifbeschäftigten des Bun-
des und wird künftig schrittweise
auf 8 % erhöht. Das Gesamt-

volumen muss jährlich an die
Beschäftigten ausgezahlt wer-
den. Die Feststellung und Bewer-
tung von Leistung beruht auf
Zielvereinbarungen oder syste-
matischen Leistungsbewertun-
gen. Die Höhe des individuellen
Leistungsentgelts ergibt sich aus
einem durch Dienstvereinbarung
festzulegenden Schlüssel. Dieser
verknüpft das Ergebnis der indi-
viduellen Leistungsfeststellung
mit dem jeweils vor Ort zur Ver-
fügung stehenden Leistungs-
entgeltvolumen. Diese Dienst-

vereinbarung ist am 1. Januar
2007 in Kraft getreten.

In den Ländern ist bisher noch
kein Abschluss eines Leistungs-
tarifvertrages zustande gekom-
men. Hamburg hat hier eine Vor-
reiterrolle (siehe Seite – Verweis
auf den Artikel von Rolf Thiel).
Zwischenzeitlich hat Sachsen als
drittes Bundesland (hinter Thü-
ringen und Hamburg) erste Ge-
spräche aufgenommen.

sche

Verhandlungen zum Thema
„Leistungsorientierte Bezahlung“ haben am
16.2.2007 in Hamburg begonnen

In dem neuen Tarifvertrag für
die Beschäftigten der Länder
(TV-L) wurde – nachdrücklich
auf Initiative der Arbeitgeber –
der § 18 zum Leistungsentgelt
eingeführt. Dieser § 18 beinhal-
tet zusammengefasst folgende
Regelungen:

Ab dem 1. Januar 2007 wird
ein Leistungsentgelt zusätzlich
zum Tabellenentgelt eingeführt.
Zielgröße: 8 % des monatlichen
Tabellenentgeltes (dies ist zu ver-
handeln); Startgröße: 1 %. Es
besteht die Verpflichtung, die
Leistungsentgelte bis zum Vorlie-
gen anderer Regelungen jährlich
auszuzahlen. Grundlage der
Leistungsbezahlung sollen Ziel-
vereinbarungen oder, wenn dies
nicht möglich oder sinnvoll ist,
systematische Leistungsbewer-
tungen (nach objektiven, nach-
vollziehbaren Kriterien) sein.
Aus dem Beamtenrecht bekann-
te Beurteilungsverfahren sollen
grundsätzlich ausgeschlossen
werden. Die ausgezahlten Leis-
tungsentgelte sind zusatzverso-
rgungspflichtiges Entgelt.

Nähere Regelungen über die
Ausgestaltung des Leistungs-
entgelts werden in landesbe-
zirklichen Tarifverträgen verein-
bart.

Solange eine Landesregelung
nicht zustande kommt, erhalten
die Beschäftigten zum Monat

Dezember ab
dem Jahr 2007
einen Zuschlag
in Höhe von
12 % des jewei-
ligen Septem-
ber- Tabellen-
entgeltes. Um
diese Leistungs-
bezahlung vor
dem Zugriff
von „Haushäl-
tern“ zu sichern,
wurde die Aus-
s c h ü t t u n g s -
pflicht der vol-
len Summe aus-
drücklich tarif-
lich vereinbart.

Die Freie
und Hansestadt
Hamburg hat
die GdP zusam-
men mit der
GEW und
ver.di auf dieser
Grundlage auf-
gefordert, Tarifverhandlungen zu
diesem Komplex aufzunehmen.
Der Arbeitgeber hat beschlos-
sen, darüber hinaus auch für die
Beamtinnen und Beamten 1 %
Leistungsentgelt einzuführen –
allerdings nicht zusätzlich, son-
dern auf Kosten einer Besol-
dungserhöhung von 1,9 % statt
2,9 % in 2008 – und hat uns ge-

beten, auch diese Frage in die
Verhandlungen mit einzubezie-
hen. Die GdP hat – zusammen
mit der GEW und ver.di – der
Verhandlungsaufnahme zuge-
stimmt. Am 16.2.2007 hat die 1.
Tarifverhandlungsrunde im Per-
sonalamt stattgefunden. In dieser
Verhandlung wurden unter-
schiedliche Ansatzpunkte ausge-
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tauscht und das weitere Verfah-
ren vereinbart. Weitere Gesprä-
che sind  bereits geführt worden.

Wir sehen uns durch den § 18
TV-L in der Verpflichtung Tarif-
verhandlungen zu führen, sind
allerdings skeptisch, ob es ge-
lingt, Kriterien zu finden, die eine
Leistungsgewährung einigerma-
ßen gerecht und objektiv machen
und damit für uns akzeptabel.
Wir werden deshalb die Ver-
handlungen äußerst gründlich
führen und lassen uns nicht un-
ter Zeitdruck setzen. Zu allererst
möchten wir vom Arbeitgeber
wissen, welche Vorstellungen er
entwickelt hat und ob bzw. wel-
che Rahmenbedingungen dafür
vorliegen. Wir haben nicht – wie
vom Arbeitgeber vorgeschlagen
– bereits Details diskutiert, son-
dern wollen uns grundsätzlich
diesem Thema nähern, Experten
hinzuziehen und praktische Bei-
spiele bewerten, da die mögliche
Einführung leistungsorientierter
Bezahlungsbestandteile eine äu-
ßerst komplexe Materie ist und
große Auswirkungen auf die
Arbeitsbedingungen der Be-
schäftigten haben kann. Es sol-
len gerechte, transparente, nach-
vollziehbare und einheitliche
Regelungen für alle Beschäftig-
ten geschaffen werden.

Am 22. Mai hat die 2. Ver-
handlungsrunde zur „Leistungs-
orientierten Bezahlung“ beim
Personalamt stattgefunden.

Wir haben erneut über die
Ziele des Arbeitgebers gespro-
chen und sind zu dem Ergebnis
gekommen, dass diese noch kla-
rer präzisiert werden müssen und
haben Herrn Dr. Bonorden,
Verhandlungsführer der Arbeit-
geber, um Überarbeitung gebe-
ten.

Darüber hinaus haben wir das
erste Mal über die konkrete
Verteilungssumme gesprochen
und die Arbeitgeber aufgefor-
dert, bis zur nächsten Verhand-
lung im Juni die Gesamtsumme
der Tarifbeschäftigten und der
Beamtinnen und Beamten* zu
ermitteln (wird nach dem TV-L
aus dem Vorjahr errechnet). Die-
se Gesamtsumme soll nach Frau-
en/Männern, Gehalts- und Be-

soldungsgruppen, Altersgruppen
sowie nach Behörden, Ämtern
und Dienststellen differenziert
werden.

Eine weitere Verhandlungs-
runde hat am 25.6.2007 stattge-
funden. Die Verhandlungen er-
weisen sich als schwierig, da Da-

ten, Zahlen und Fakten auf der
Arbeitgeberseite fehlen. Aus die-
sem Grund bedarf es noch eines
längeren Abstimmungsprozesses.

Beide Seiten bemühen sich,
fair und sachlich zu verhandeln.
Das Thema ist zu komplex, als
dass man es über „das Knie bre-
chen“ sollte. Gründlichkeit geht
vor Zeit!

Die betroffenen Gewerk-
schaften des öffentlichen Diens-
tes im DGB werden alternativ zu
der durch den Arbeitgeber favo-
risierten Leistungsprämie für
„besonders gute Leistungen Ein-
zelner“ eine so genannte Aus-
schüttungsvariante vorschlagen,
die stattdessen alle Beschäftigten
erhalten sollen.

Im September werden die
Tarifverhandlungen fortgesetzt.

*Ein klar umgrenztes und
nachkontrollierbares Budget mit
einer ausdrücklichen Ausschüt-
tungs- und Auszahlungspflicht
für die Beamtinnen und Beamten
ist rechtlich abzusichern. Denn
wenn es ans Bezahlen geht, dann
fällt den „Haushältern“ in jedem
Jahr eine neue Ausrede ein, war-
um gerade kein Geld für die
Leistungsbezahlung zur Verfü-
gung steht Die Beschäftigten ha-
ben kollektiv tarifrechtlich An-
spruch auf das Geld.

Rolf Thiel

Rolf Thiel

TARIFPOLITIK EUROCOP

Sommertagung des
EuroCOP-Komitees
Zum letzten Mal vor dem EuroCOP-Kongress im November
wird sich das EuroCOP-Komitee am 27. und 28. August in
Luxemburg versammeln. Die Tagesordnung der Versamm-
lung der Mitgliedsorganisationen in EuroCOP wird dem-
entsprechend neben einigen aktuellen Themen durch die
Kongressvorbereitungen geprägt.

Zu den aktuellen Fragen, mit
denen sich das EuroCOP-Komi-
tee befassen wird, gehört u. a.
auch die schwierige Lage der
Polizeigewerkschaften in Portu-
gal. Hier verweigern sich die
Polizeiführung und die zuständi-
gen Ministerien seit Monaten ei-
nem Dialog mit den Gewerk-
schaften in der Polizei. Hinzu
kommen – ähnlich wie im Nach-
barland Spanien – zahlreiche
Disziplinarverfahren gegen
Gewerkschaftsvertreter. „Wir
halten das für einen ganz schlech-
ten Stil der portugiesischen Re-
gierung und wir werden alles tun,
damit dieses Thema gerade jetzt
während der portugiesischen
EU-Ratspräsidentschaft auch in
Brüssel auf den Tisch kommt“, so
EuroCOP-Präsident Heinz Kie-
fer im Vorfeld der Komitee-
sitzung.

Der Europäische Gewerk-
schaftsbund EGB hat sich auf
Initiative von EuroCOP auf sei-
ner Tagung im Juni bereits inten-
siv mit dem Thema befasst. Auch
der Europarat mit Sitz in Strass-
burg hat ein Prüfverfahren we-
gen einer möglichen Verletzung
von Bestimmungen der Europä-
ischen Sozialcharta gegen Portu-
gal eingeleitet.

Aktuelles wird es für die Teil-
nehmer auch aus deutscher Sicht
zu berichten geben: Nach vielfa-
chen Anfragen werden die GdP-
Vertreter das Komitee mit einer
ausführlichen Nachlese des
Polizeieinsatzes während des G8-
Gipfels in Heiligendamm infor-
mieren. Auf dieser Grundlage
wird das Komitee sich dann mit
der Frage befassen, welche Maß-
nahmen insbesondere auf EU-

Ebene getroffen werden können,
um Gewaltexzesse bei politi-
schen Großveranstaltungen zu
vermeiden.

Bereits vor dem Kongress
wird sich das EuroCOP-Komitee
auch mit der Planung für das Jahr
2008 befassen. Schwerpunkte der

Arbeit werden die Themen Si-
cherheit und Gesundheit am Ar-
beitsplatz sowie Mitbestim-
mungsrechte von Polizeibe-
schäftigten in der EU sein. In
beiden Themenbereichen wird
das EuroCOP-Komitee sich mit
Projektvorschlägen befassen, die
die Arbeit von EuroCOP in die-
sen beiden zentralen Themen-
feldern weiter vertiefen sollen.
„Beide Projektvorschläge sollen
dazu beitragen, auf europäischer
Ebene Standards zu entwickeln,
die für alle Polizeibeschäftigten
in der EU gelten“, so Kiefer.

Weiter rechnet das Exekutiv-
komitee für die Sitzung im Au-
gust fest mit einer Teilnahme von
Vertretern der Polizeigewerk-
schaften aus Polen und Litauen.
Nach Gesprächen mit Vertretern
dieser Organisationen in Luxem-
burg und in Warschau in den
vergangenen Monaten wird er-
wartet, dass beide Organisatio-
nen sich EuroCOP anschließen
werden.

jv
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FRAUENGRUPPE (BUND)

Neues Aufenthalts- und Asylrecht bleibt
hinter EU-Vorgaben zurück
Nicht weniger als elf EU-Richtlinien wollte die Bundesre-
gierung mit der Novellierung des Aufenthalts- und Asyl-
rechts umsetzen. Schließlich wurde Mitte Juni ein müh-
sam ausgehandelter Koalitionskompromiss im Bundestag
verabschiedet, den nicht nur die Opposition scharf kriti-
sierte. Auch der DGB, Vertreter von Kirchen,
Menschenrechtsorganisationen und Betroffeneninitiativen
sowie Rechtsexperten halten die neue Gesetzgebung für
nicht akzeptabel – viele sehen die neuen gesetzlichen Re-
gelungen sogar im Widerspruch zum geltenden EU-Recht.

Die Kritik der Gewerkschaften
richtet sich v. a. gegen den Rück-
zug des Staates aus der Verantwor-
tung für die Integration der hier
lebenden Ausländer und gegen die

Verschärfung des Staatsange-
hörigkeitsrechtes. Doch auch die
Verfolgung von Straftaten wird
durch das neue Aufenthaltsrecht
nicht eben erleichtert – kritisierten
die Kolleginnen aus der AG „Men-
schenhandel“ der Frauengruppe
(Bund).

Unter den umzusetzenden Vor-
gaben der EU war nämlich auch
die so genannte Opferschutz-
richtlinie (2004/81/EG des Rates
vom 29.4.2004), in der es um die
Erteilung von Aufenthaltstiteln für
solche Opfer des Menschenhan-
dels geht, die mit den Sicherheits-
behörden kooperieren wollen: Sie
sollen laut Richtlinie eine ange-
messene Bedenkzeit und Zugang
zu medizinischer wie psychosozi-

aler Betreuung erhalten. Außer-
dem steht ihnen ein gesicherter
Aufenthaltstitel für die Dauer des
Strafverfahrens zu.

Selbstverständlich dürfen die

Mitgliedsstaaten der EU auch
günstigere Regelungen bei der
Umsetzung in nationales Recht
erlassen, als es die Richtlinie vor-
sieht. Die Bundesregierung hat
sich aber – möglicherweise aus
Furcht vor Missbrauch – für eine
restriktive Auslegung entschieden.
Für die Strafverfolgung im
Deliktsbereich „Menschenhan-
del“, die ohne die Identifikation
und die Aussage von Opferzeugen
nahezu unmöglich ist, hat das Kon-
sequenzen:
• Opfer von Menschenhandel

werden weiterhin nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz
versorgt. Der besondere Bedarf
an medizinischer und psycholo-
gischer Unterstützung, den

Menschen nach durchlittener
(sexueller) Gewalt haben, wird
dabei nicht berücksichtigt.
Dabei ist eine solche Versor-
gung von entscheidendem Vor-
teil für die Kooperationswillig-
keit von Opfern.

• Nach wie vor werden unerlaubt
eingereiste Ausländer nach ei-
nem bundesweitern Verteiler-

system den Sammelunterkünf-
ten zugewiesen. Potentiellen
Opferzeuginnen fehlt es in die-
sen Unterkünften jedoch nicht
nur an Schutz vor ihren Peini-
gern, sondern auch an bedarfs-
gerechter Unterstützung und
spezifischer Beratung, die uner-
lässlich sind für ihre Stabilisie-
rung und Aussagebereitschaft.

Dr. Birgit Schweikert (BMFSFJ, r.) und Julia Grohn (KOK e.V.,l.)
diskutierten unter Leitung von Magret Miosga  über die Verbesserung der
Situation von Opfern des Menschenhandels.
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Unbedarft oder mit Halbwissen – so kamen die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer nach eigenen Angaben
zum GdP-Seminar „Gender Mainstreaming“ Mitte Juni
nach Brakel. Mehr erfahren wollten die neun Frauen und
drei Männer über die theoretischen Grundlagen dieses
Konzeptes, vor allem aber über konkrete Umsetzungs-
strategien, die das Prinzip des Gender Mainstreaming für
die Arbeit in der Polizei und im Personalrat ebenso nutz-
bar machen wie für Aktivitäten in der Gewerkschaft.

Dass Gender Mainstreaming,
für das bisher kein wirklich passen-
der deutschsprachiger Begriff ge-
prägt wurde, die Berücksichtigung

der Perspektive beider Geschlech-
ter in der Planung, Umsetzung und

GDP-SEMINAR

Frauen- und Männerperspektiven

Mit Humor und Engagement waren auch die Kollegen bei der Sache:
Erkenntnisgewinn durch Gender Mainstreaming.  Fotos (2): Anja Weusthoff

Beurteilung von Entscheidungen
und Vorhaben bedeutet, hatten
alle Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer schnell begriffen.

Doch wie können Personalräte
und Gewerkschaftsgremien politi-

sche Maßnahmen daraufhin über-
prüfen, wie sie sich auf die Lebens-
situation von Frauen und Män-
nern auswirken – und sich notfalls
um eine Neuausrichtung bemü-
hen? Diese Frage diskutierten die
Kolleginnen und Kollegen im Se-
minar intensiv an einigen Beispie-
len. Deutlich wurde dabei:

Die Anwendung des Gender
Mainstreaming-Prinzips erfordert
große Aufmerksamkeit und
Übung. Und obwohl inzwischen
zahlreiche Verfahren und Instru-
mente zur Steuerung dieser Pro-
zesse entwickelt wurden, bedarf es
für jedes Fachgebiet eines speziel-
len Zuschnitts, vor allem aber des

Engagements der Spitzen-Ent-
scheider. Daher regten die Se-
minarteilnehmerinnen und -teil-
nehmer u. a. an, das Thema in den
Gremien der GdP zu diskutieren,
in die Trainings für Führungskräfte
zu integrieren und regelmäßig mit
Gender-Teams (Mann und Frau)
aus den Landesbezirken besetzte
Seminare dazu durchzuführen.
Nur so sehen sie eine Chance,
Gender Mainstreaming aus der
politische Frauenarbeit zu lösen
und einen echten Beitrag zur
Gleichstellung der Geschlechter
und zur Geschlechtgerechtigkeit
in Polizei und Gewerkschaft zu
leisten.

         weu

Wie Gender Mainstreaming in Gewerkschaftsgremien und Personalräten
künftig zum Thema werden kann, darüber gab es auch in der Pause Dis-
kussionen.

• Durch die Änderung des Auf-
enthaltsgesetzes wird die Er-
teilung einer Aufenthaltserlaub-
nis für kooperationswillige
Opferzeuginnen ins Ermessen
der Behörde gestellt. Dabei ist
die Sicherheit eines grundsätz-
lichen und rechtmäßigen Auf-
enthaltsstatus häufig von aus-
schlaggebender Bedeutung für
die Entscheidung des Opfers zur
Aussage im Strafverfahren.
Auch nach Auffassung des

KOK e.V. (bundesweiter Koordi-
nierungskreis gegen Frauenhandel
und Gewalt an Frauen im Migra-
tionsprozess), des bundesweiten
Dachverbandes von 37 Mitglied-
organisationen, die sich gegen

FRAUENGRUPPE (BUND)

Frauenhandel und Gewalt an
Migrantinnen engagieren, ent-
spricht die Novellierung des Auf-
enthalts- uns Asylrechtes den An-
forderungen einer rechtmäßigen

Umsetzung der Opferschutz-
richtlinie nur teilweise. Ebenso
kritisch hat der Deutsche Frauen-
rat die Beratung und Beschluss-
fassung im Parlament begleitet

und gemeinsam mit anderen Ver-
bänden eine Anhörung durchge-
führt, um die Forderung nach kor-
rekter Umsetzung der EU-Opfer-
schutzrichtlinie zu unterstreichen.

Obgleich sich auch Parlamen-
tarierinnen aus den Koalitions-
fraktionen dieser Argumentation
nicht entziehen konnten, wurde
das Gesetz mit diesen Mängeln
verabschiedet. Für die GdP und
ihre Frauengruppe bedeutet dies:
Für die Umsetzung unseres
Forderungskataloges, den wir auf
dem Bundeskongress beschlossen
haben werden wir uns weiterhin in
Bund und Ländern tatkräftig ein-
setzen müssen.

weu

Politikerinnen und Vertreterinnen aller gesellschaftlichen Gruppen nah-
men an der Anhörung des Deutschen Frauenrates zum neuen Ausländer-
und Asylrecht teil.                                           Fotos (2): Anja Weusthoff
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VEREINBARKEIT VON FAMILIE UND BERUF

ElternGemeinschaft Kiddy e.V.
Von Beschäftigten der hes-

sischen Polizei wurde am 31. Janu-
ar 1996 die EG Kiddy e.V. ins Le-
ben gerufen, um für individuelle
Betreuung in persönlicher Atmos-
phäre für Kinder und Eltern zu
sorgen. Im Oktober 1997 konnte
der Trägerverein endlich die Kita-
Tore öffnen.

Neben zahlreichen Kindern von
Polizeibeschäftigten werden auch
die Kinder aus den umliegenden
Ortschaften betreut. Unterge-

bracht ist die
Einrichtung
in der I. Be-
reitschafts-
polizei-ab-
teilung in
Wiesbaden/
M a i n z -
Kastel (siehe
Foto). Auf ei-
ner Fläche
von über

450 m2 finden vier Gruppen mit
Kindern von eins bis sechs jede
Menge Platz. Neben Eltern aus der
Landespolizei nutzen mittlerweile
viele Beschäftigte des BKA dieses
Angebot. Die EG Kiddy e.V. wur-
de in den Frauenförderplan des
Hessischen Bereitschaftspolizei-
präsidiums als besondere Maß-
nahme zur Frauenförderung auf-
genommen.

Im März 1998 habe ich in Ei-
genschaft als Frauenbeauftragte
gerne das Amt der Vereinsvor-
sitzenden übernommen und mit
Unterstützung aus Reihen der
hessischen Polizei meinen Auftrag

wahrnehmen können. Die Kinder-
tagesstätte steht mittlerweile auf
eigenen Beinen, so dass sich aus
der Elternschaft ein neuer Vorsit-
zender finden konnte. Eine große
Freude war es, dass sich aus dem
Bereich BKA weitere Vorstand-
mitglieder haben wählen lassen,
die alle bereit sind, diese verant-
wortungsvolle und herausfordern-
de Aufgabe zu übernehmen.

Nicht zuletzt war diese persön-
liche Freude groß, da immer
wieder auf verschiedenen Ebenen
thematisiert wurde, ob es nicht
möglich sei, im BKA Standort
Wiesbaden ebenfalls eine Kita ein-
zurichten oder eine Außenstelle zu
installieren. Vielleicht gelingt die-
ses Vorhaben nun.

Auf diesem Wege möchte ich
mich bei allen herzlich bedanken,
die bislang die EG Kiddy e.V.
durch Rat, Tat und vor allem durch
finanzielle Mittel unterstützt ha-
ben. Ohne dieses Zutun hätte die

zu Anfang noch als „Pilotprojekt“
bezeichnete Maßnahme sicher
nicht zum Erfolg geführt.

Ich möchte Kolleginnen und
Kollegen ermutigen, ebenfalls in

ihren Bereichen analog zu verfah-
ren und sich dieser Aufgabe zu stel-
len. Auf „polizeibehördeninterne“
Kindergärten im öffentlichen
Dienst können wir sicherlich noch
lange warten, da hierfür kein Geld
zur Verfügung steht. Eigeninitiati-
ve ist mal wieder gefragt. Meiner
Meinung nach wird an der falschen
Stelle gespart. Nicht selten hörte
ich Eltern, die nicht vorzeitig aus
der Elternzeit hätten zurückkeh-
ren können, wenn es die EG Kiddy
e.V. nicht gegeben hätte. Hiervon
hat nicht zuletzt der Dienstherr
profitiert, gerade in Zeiten perso-
neller Knappheit und Stellenab-
bau.

Deshalb auch mein Appell an
politisch Verantwortliche: „Richtet
polizeiinterne Kindertagesstätten
ein, die sich an den Bedürfnissen
der Polizeibeamtinnen und Poli-
zeibeamten orientieren.
Weitere Informationen:
www.egkiddyev.de

Sandra Temmen

Sandra Temmen

BILDUNG

DGB-Bildungsurlaubsseminar
Wiedervereinigung – Aufbau Ost
– Ende der Illusionen: Zwischen-
bilanzen der deutschen Einheit
MAU
Zeitraum: 23. - 28.9.2007
Kosten: 125 Euro
Kinderbetreuung möglich
Weitere Informationen unter
www.forum-politische.bildung.de

Anmeldungen an:
DGB-Bildunsgwerk
Forum Politischen Bildung
Am Homberg 46-50
45529 Hatingen
Telefon 02324-508-444
Telefax 02324-508-430
E-Mail: bildungsurlaub@dgb-
bildungswerk.de
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G8-EINSATZ-TAGEBUCH

Heiligendamm –
Ein Einsatz wie jeder andere?

Dienstag, 5.6.
Ich kann nicht verhehlen, dass

der bevorstehende Einsatz
anders auf mich wirkt als die vo-
rangegangenen. Nach der ausu-
fernden Gewalt in Rostock mit
über 450 verletzten Kolleginnen
und Kollegen an nur einem Ein-

satztag, drängt sich der Gedan-
ke auf, dass es diesmal auch
anders ausgehen könnte.

3:00 Uhr – Der Tag beginnt für
mich ruhig und friedlich. Es ist
still im Haus und auf den Stra-
ßen, als ich mich nach kurzer
Verabschiedung auf den Weg zur
Arbeit mache. Etwas nachdenk-
lich fahre ich die kurze Strecke
durch die Stadt in die Unter-
kunft.

3:45 Uhr – Ich treffe die letz-
ten Vorbereitungen, packe die
letzten Sachen. In einer Viertel-
stunde wird offizieller Dienst-
beginn sein.

4:00 Uhr – Antreten, Voll-
zähligkeitsüberprüfung, kurze
Angabe der Marschroute, Weg-
treten.

4:25 Uhr – Vor der Abfahrt zur
Kantine Mainzer Straße zur

Frühstückseinnahme verabschie-
det uns der Abteilungsleiter  PD
Engelbert, wohl auch mit Blick
auf die Ereignisse in Rostock.
Nicht nur von seinen guten Wün-
schen begleitet, sondern auch
von zwei französischen Kollegen
der Gendarmerie mobile, der

Polizeipfarrerin Christine
Unrath und dem Vorsitzenden
des ÖPR unserer LPD, Bruno
Leinenbach, treten wir den

Marsch Richtung Kantine an wo
uns ein hervorragendes Früh-
stücksbuffet die Abfahrt aus dem
Saarland erleichtern soll.

5:30 Uhr – Abmarsch Rich-
tung Stralsund mit gutgelaunten
und gesättigten Kollegen. Die
Fahrt wird lang, also gibt es An-
zugserleichterung (Ablegen der
Uniformjacke) und Bequem-
machen im VW-Bus. Reiselektü-
re wird hervorgeholt, einzelne
Unterhaltungen werden geführt,
MP3-Spieler beginnen, ihren
Dienst zu versehen... Ab auf die
Autobahn!

8:00 Uhr – Erste kurze Stati-
on bei Bonn incl. Tankstop. Für
die nächsten Stunden werde ich
unser Fahrzeug steuern. Ganz
wichtig: eine Flasche Wasser in
meiner Nähe. Es ist jetzt schon
sehr warm, die Sonne scheint
durch unsere Autoscheiben... Kli-
maanlage in unseren betagten T4
und im BefKw unserer Einheit:
Fehlanzeige!

12:30 Uhr – Nach viereinhalb
Stunden ein etwas längerer
Stopp mit Fahrerwechsel. Bin
müde, die Fahrt war bisher ziem-

lich anstrengend. Jede Menge
Verkehr, Staus, Lkw …

17:00 Uhr – Ankunft in
Stralsund! Alle Fahrzeuge wer-
den aufgetankt, damit diese
wieder einsatzfähig sind. Ca.
1 km weiter kommen wir zu un-
serer Unterkunft, das Berufs-
förderungswerk Stralsund Hotel
„Rügenblick“ – wundervoll ge-
staltete Grünanlagen, Anschluss
ans Meer mit Blick auf Rügen.,

Wir sind zu dritt in einem Zim-
mer untergebracht. Es scheint
alles ziemlich neu zu sein und ist
sauber. Leider gibt’s nur ein rich-
tiges Bett.. Die beiden übrigen
Liegen sind eher schlecht als
recht, biegen sich extrem hänge-
mattenmäßig durch. Zudem ste-
chen Metallfedern durch die
Decke. Mit unserem Nachbar-
zimmer, besetzt mit zwei Kolle-
gen, teilen wir uns ein schönes
Bad. Wir sind alles in allem gut
untergebracht, eine himmlische
Ruhe auf dem Areal.

19:00 Uhr – Abendessen in ei-
ner Kantine auf dem Gelände –
auch hier ist alles sehr sauber und
schmackhaft, ein großes Lob!
Nach Essenseinnahme trifft der
Bus mit unseren Reisetaschen
ein und wir können mit dem pro-
visorischem Einrichten auf den
Stuben beginnen. Nach dem er-
sehnten Frischmachen gehe ich
die paar Meter ans Meer und ge-
nieße die Ruhe. Von hier aus
kann ich die Brücke erkennen,
die auf Rügen führt.

21:30 Uhr – Letzte kurze Be-
sprechung im Einheitsrahmen
mit Hinweisen für den morgigen
Tag. Danach ist Bettruhe, der ich
sofort zuspreche, weil die lange
Fahrt einem doch in den Kno-
chen steckt.

Mittwoch, 6.6.
6:00 Uhr – In Ruhe aufstehen,

duschen, anziehen, Frühstück ist
ab 7:00 Uhr vorgesehen. Mit

Gegen 4:00 Uhr: Vor dem Aufbruch zum Gipfel-Einsatz: Blick
auf die Einsatzfahrzeuge in der Mainzer Strasse.

Gemeinsame Frühstückseinnahme der EHu SL in der Kantine
der Landespolizeidirektion in Saarbrücken.
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meinen beiden Stubenkollegen
gehe ich zur Kantine. Dort war-
tet ein reichhaltiges Frühstücks-
buffet. Wir können uns mit Bröt-
chen, Wurst, Müsli etc. versorgen
und erhalten für den restlichen
Tag einen fertigen Lunchbeutel,
den wir mit Selbstgeschmiertem
ergänzen können. Auch von Kaf-
fee über Saft bis Tee ist alles vor-
handen. Die Zeit während des
Essens wird genutzt, um sowohl
über Dienstliches als auch Priva-
tes zu sprechen.

8:30 Uhr – Besprechung im
Hundertschaftsrahmen, die der
Hundertschaftsführer Roland
Hoffmann abhält. Hier erhalten
wir detaillierte Infos mit Foto-

und Kartenmaterial über den be-
vorstehenden Einsatz. Anstehen-
de Fragen werden ebenfalls –
soweit möglich – geklärt.

10:45 Uhr – Aufgrund der zei-
tigen Abfahrt in den Einsatz-
raum gibt es in der Kantine ein
vorzeitiges Mittagessen, das
ebenso ansehnlich wie schmack-
haft ist. Danach ist kurz Zeit, die
Einsatzmittel zu richten, ehe wir
aufbrechen.

12:00 Uhr – Abfahrt mit der
Hundertschaft in den Einsatz-
raum. Über Rundfunk erfahren
wir, dass bereits „tausende De-
monstranten den Zaun erreicht
haben“. War wohl nicht so vor-

gesehen, aber kann
uns auch weiter
nicht schrecken.
Die meisten von
uns hatten dies
wohl erwartet.

12:30 Uhr – Ein-
treffen im Einsatz-
raum. Unser heuti-
ger Auftrag be-
steht im Raum-
bzw. Strecken-
schutz rund um

den Bereich Hohen-Luckow. In
unserem Bereich werden Hub-
schrauber die G8-Delegationen
einfliegen, die dann mit Karos-
sen auf ein benachbartes Land-
gut gefahren werden, um hier ein
Treffen mit Diner wahrzuneh-
men.

Die Führungskräfte erkunden
inzwischen das Gelände.

14:30 Uhr – Die Lage am Zaun
scheint sich zuzuspitzen: Weite-
re Demonstranten haben den
Zaun erreicht. Es ist über Rund-

funk von zahlreichen Blockaden
die Rede. Über den Einsatzkanal
wird gemeldet, dass Heiligen-
damm nicht mehr auf dem Land-
wege erreicht werden kann.
Lediglich Luftverlastung mittels
Hubschrauber sei noch möglich,
und dies nur für verletzte Beam-
te oder Verlastungen von Einhei-
ten nach Heiligendamm.

Vereinzelt werden von Beam-
ten der Hundertschaft Fahrzeu-
ge und Personen kontrolliert –
insbesondere im Hinblick auf
Zufahrtsberechtigungen.

16:00 Uhr – Ein Betreuungs-
team der GdP mit dem stellv.
Vorsitzenden der Jungen Grup-
pe, Jens Berner (bis vor zwei Jah-
ren noch Angehöriger unserer
Hundertschaft), ist im Einsatz-
raum eingetroffen und versorgt
die Beamten der Hundertschaft
mit Kaffee, Cappuccino und le-
ckerem Kuchen. Es bleibt auch
noch Zeit, miteinander kurze
Gespräche zu führen. Auf jeden
Fall eine willkommene Stärkung.
Hier ein großes Lob an die GdP!

Nach dieser kurzen Pause
wird wieder auf die Fahrzeuge
verlegt ...

17:00 Uhr – Es kommt die
Anordnung, den schweren
Körperschutz anzulegen. Die
Hubschrauber landen auf einem
nahe gelegenen Feld nunmehr
zahlreicher. Unser Auftrag be-
steht jetzt im stationären Raum-
schutz. Wir sichern quasi zusam-
men mit anderen Kräften das

Unsere Stube im Hotel

Der Federrahmen meiner Matratze
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Flugfeld, und können mittels
Feldstecher letztendlich auch
den amerikanischen Präsidenten
samt Gattin ausmachen, die mit
drei amerikanischen Kampf-
hubschraubern anreisten.

23:30 Uhr – Mittlerweile ist es
stockdunkel. Die Delegationen
werden nach beendeter Veran-
staltung wieder ausgeflogen.

0:00 Uhr – Die KSA kann ab-
gelegt werden. Wir machen uns
bereit, in die Unterkunft zu ver-
legen. Müdigkeit stellt sich ein.

1:30 Uhr – Eintreffen in
Stralsund. Hier werden die Fahr-
zeuge wieder aufgetankt und die
Einsatzbereitschaft überprüft,
dann fahren wir in die Unter-
kunft.

2:00 Uhr – Einsatzende. Wir
können uns noch frisch machen,
danach heißt es, an der Matratze
zu horchen. Aufgrund der z. T.
schlechten Liegen legt sich der
ein oder andere Kollege mit der
Matratze auf den Boden. Aber
die Notwendigkeit der Ruhe
macht die schlechte Lage wett:
Heute morgen ist als Einsatzort
Heiligendamm angesagt ...

Donnerstag , 7.6.
6:00 Uhr – Aufstehen und du-

schen. Bin total kaputt vom
Kurzschlaf (leider nur ca. 3 Stun-
den, keinem geht’s wirklich
anders).

7:00 Uhr – Frühstück in der
Kantine. Den zusätzlichen
Lunchbeutel gilt es wieder zu
vervollständigen, denn ein Mit-
tagessen ist nicht vorgesehen.
Den meisten Kollegen ist auch
ohne explizite Auskunft klar,
dass es heute mindestens
genauso lang gehen wird wie am
Vortag.

8:30 Uhr – Wir fahren ab in
den Bereich Rostock, Heiligen-
damm, etc., wo wir einen Raum-
schutzauftrag wahrnehmen sol-
len.

10:00 Uhr
Ankunft in Bad Doberan.

Dort findet mit den Führungs-
kräften ein kurze Besprechung

statt. Hier sind schon vereinzelt
bzw. in Kleingruppen Demonst-
ranten anzutreffen.

Das Wetter ist hervorragend
und vertreibt die Müdigkeit ...

11:00 Uhr – Anlegen des
schweren Körperschutzes und
schnellstmöglich Abmarsch-
bereitschaft herstellen. Wir wer-
den BF-Einheiten rauslösen, die

die Sitzblocka-
den beseitigen
zu müssen.
Der Hundert-
schaftsführer
hält entspre-
chend Anspra-
che, auch im
Hinblick dar-
auf, dass wir
keinesfalls zur weiteren perso-

nellen Verstär-
kung eintref-
fen, sondern
lediglich quasi
Wa c h a b l ö -
sung darstel-
len; er wird
von lauten
Buhrufen und
Störungen un-
terbrochen.
Aus Verhält-
nismäßigkeits-
und Deeskala-
tionsgründen
wird auf eine
Räumung der
Blockade ver-
zichtet.

Links ne-
ben der Straße befindet sich ein
Bahndamm, der ebenfalls von
Demonstranten besetzt ist. Hier
gibt es Unmengen von Steinen
und sonstiges Wurfmaterial. Und
es gibt erste Anfeindungen der
Demonstranten uns gegenüber.

Die Führung beschließt, die
Fahrzeuge hier mit Fahrzeug-
wachen zurückzulassen und die
mehreren hundert Meter am
Bahndamm entlang zu Fuß zur
Rennbahn zu verlegen. Dies ge-
schieht ohne nennenswerte Zwi-
schenfälle. Zum Teil begrüßen
uns die Demonstranten sehr
freundlich. Wir werden fotogra-
fiert und videografiert.

An der Rennbahn erwarten
uns ca. 1.000 Demonstranten. Wir
lösen zunächst mit unserer BFE
zwei andere BF-Einheiten (!)
raus, die bereits – wie im Ge-
spräch erfahren – seit gestern
Mittag vor Ort sind. Wir gehen

seit vergangenem Tag im Einsatz
sind!

11:15 Uhr – Wir sollen in den
Bereich des Bahnhofes „Renn-
bahn“ unmittelbar am Osttor des
Sicherheitszaunes vor Heiligen-
damm verlegen, doch die Land-
straße nach dort ist von Demons-
tranten blockiert, so dass wir die
Fahrzeuge verlassen müssen.
Zuerst stellen wir uns darauf ein,

Mein BFE-Trupp (2. v. r. ich)

Der Autor
Peter Neu

Landstraße zur Ostsee-Rennbahn,
Blockade im Hintergrund

Sitzblockade vor den saarländischen  Einsatzfahrzeugen

G8-EINSATZ-TAGEBUCH
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hierzu in Polizeikette über, wer-
den nach ca. einer halben Stun-
de von Kräften der zwei takt.
Züge unserer Hundertschaft ver-
stärkt, die jetzt auch eingetroffen
sind. Die abrückenden Einheiten
versorgen uns noch kurz mit
Getränken, die in der heißen
Mittagsonne mehr als gut tun.

Vereinzelt haben wir jetzt mit
freundlichen, fragenden, aber
auch provozierenden Demonst-
ranten zu tun. Zu beobachten
sind (scheinbar englische) De-
monstranten, die unmittelbar vor
uns stehen, sich mit den Fingern

ununterbrochen in der Nase boh-
ren und dies dann an ihrer ver-
lumpten Kleidung bzw. Boden-
pfosten abwischen. Ekel steigt
auf.

Die Mitteilung erreicht uns,
dass auch die „Clowns“ einge-
troffen seien und teilweise mit
Säure spritzen würden. Also
höchste Vorsicht!

Christine Unrath
am 19.6.2007 auf SR1
(Auszug)
Auch die saarländische

Hundertschaft, die ich als
Polizeiseelsorgerin begleitet
habe, war erleichtert – und
hat auch das Ihre zur Beru-
higung der Lage beigetra-
gen. So trafen wir zum Bei-
spiel rund einen Kilometer
vor dem Sicherheitszaun auf
Demonstranten, die mit Sitz-
blockaden der Polizeiautos
an der Weiterfahrt hinder-
ten. Statt mit einer Zwangs-
räumung zu beginnen, wur-
de die Form des Protestes
akzeptiert, und die Polizei
ging die letzte Strecke zu
Fuß zum eigentlichen Ein-
satzort.

Und auch dort ordnete
der Hundertschaftsführer
an, die Helme runter zu neh-
men. Eine Entscheidung, die
– die Bilder aus Rostock
noch vor Augen – mutig war
und gerade so zur Deeska-
lation beitrug. Denn nun
konnten die Demonstrant-
innen und Demonstranten
auf einmal in Gesichter von
Frauen und Männern sehen,
die in der Regel so jung wa-
ren wie viele von ihnen
selbst. Als sich Gewalt-
bereite aus dem schwarzen
Block unter die friedlich De-
monstrierenden mischen
wollten, wurden sie von die-
sem weggedrängt – ein po-
sitives und ermutigendes
Beispiel.

Die Tatsache,
dass wir mit äu-
ßerst schwachen
Kräften den Zu-
gang ins abge-
zäunte Gelände
schützen, lässt
Fragen hinsicht-
lich Einsatzvor-
bereitung seitens
des Landes offen.
Zum Glück ha-
ben wir es mit
friedlichen De-
monstranten zu
tun, die keine
Mühe hätten, un-
sere mickrige Po-
lizeikette zu über-
rennen! Dass sie
überaus gut ge-
sonnen sind, zei-
gen sie auch
durch Spiele, die
sie sowohl unter-
einander als auch
mit uns abhalten
wollen.

Sehr nervend
und als extrem eingeschränkt
hinsichtlich des Persönlichkeits-
rechts wird das ständige Fotogra-
fieren empfunden. Portraitauf-
nahmen werden gefertigt, und

der Beamte kann nichts dagegen
tun!

Von Zeit zu Zeit können wir
truppweise die Polizeikette ver-
lassen und das umzäunte Gelän-

de betreten. Dort hat man Zelte
eingerichtet, um sich versorgen
zu können und dringende Be-
dürfnisse zu erledigen. Hier
wiederum scheint alles gut vor-
bereitet zu sein...

Meine Kollegen haben wie ich
inzwischen Schmerzen im Rü-
cken und in den Füßen (sowohl
von der Körperschutzausstat-
tung als auch vom langen Ste-
hen), aber Abhilfe gibt es nicht.

23:00 Uhr – Inzwischen wur-
den von den Demonstranten
zahlreiche Lagerfeuer entfacht.
Sie haben sich zum „Campieren“
niedergelassen.

Wir werden von bayerischen
Kräften rausgelöst. Es ist mitt-
lerweile stockdunkel, da keine
Lichtgiraffen oder ähnliches ein-
gesetzt wurden, um die Örtlich-
keit zu beleuchten. Lediglich
orangene Straßenlaternen ver-
breiten geringes, schummriges
Licht. Und dies an einem der
zwei Zugänge auf das umzäunte
Gelände!

Beim Rückmarsch zu den
Fahrzeugen bemerken wir eine
Art fahrbare Disco am Wald-
rand. Die Stimmung dort ist aus-
gelassen, und wir werden durch
laute Zurufe aufgefordert, doch
mitzutanzen! Der ein oder ande-
re hätte gewiss in einer anderen
Situation die Lust dazu...

An den Fahrzeugen angekom-
men, legen wir die KSA ab und
können uns mit den mitgebrach-
ten Lunchbeuteln versorgen, die
zum Glück in den kleinen Kühl-
truhen im Fahrzeug lagerten,
sonst wären sie ungenießbar.

Es wird 2:00 Uhr, ehe wir uns
nach Fahrzeugbetankung und
Frischmachen zur Nachtruhe be-
geben können.

Man hat uns vereinzelt Ma-
tratzen bzw. Schaumstoffauf-
lagen besorgt, die wir auf die
schlechten Liegen legen können.
Damit scheint es sich besser zu
ruhen (ab da keine hausgemach-
te Körperverletzung durch
Drahtgeflechte mehr!).

Freitag, 8.6.
6:00 Uhr – Wieder nur knapp

drei Stunden Schlaf!– Erneut to-

Am Sicherheitszaun bei Heiligendamm – im Gespräch mit unserer ev.
Polizeipfarrerin Christine Unrath (vorn)

Aus der von saarländischen Einsatzkräften gestell-
ten Polizeikette von den Demonstranten als
„coolster Beamter“ ausgewählte PK z. A. Michael
Kaspar vom 2. Einsatzzug der Hundertschaft.
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tal erschöpft. Das Frühstück wird
bereits um 6:30 Uhr stattfinden,
daher ist etwas Hektik angesagt ...

Habe mir von unseren Sanis
Medikamente besorgt gegen
meine Rücken- bzw. Nacken-
schmerzen.

8:00 Uhr – Abfahrt nach
Bützow. Dort werden wir einen
Raumschutzauftrag wahrneh-

men. Während des ganzen Tages,
schönstes Sommerwetter inclu-
sive, verlegen wir auftragsgemäß
von einem Ort zum andern. Die
Größenverhältnisse des Landes
sind wirklich enorm. Demonst-
ranten bekommen wir an diesem
Tag nur vereinzelt zu Gesicht.
Zwischenfälle gibt es nicht.

20:00 Uhr – Wir können zur
Unterkunft zurückverlegen. Vor-

Ich bin Polizeibeamter in
der Bundespolizei – Bun-
despolizeiamt Chemnitz
MKÜ.

Wir waren kurzfristig zum
G8 eingesetzt, unsere Unter-
kunft für drei Tage lag in
Berlin – wir wurden am ers-
ten Tag nach vielen Stunden
nicht vor Ort verpflegt –
(auch nicht nach der „kur-
zen“ Rückreise nach Blum-
berg) und haben uns über
private Kontakte zur Polizei
Mecklenburg-Vorpommern
mit Einsatzbeuteln des Lan-
des Mecklenburg-Vorpom-
mern versorgt um etwas ge-
gen den Hunger zu tun –
dabei ist dieses Bild entstan-
den!

Zwischen den Verpfle-
gungsbeuteln von Land und
Bund liegen Welten!

Der Verpflegungsbeutel
vom Bund besteht zu 150 %
aus Fett, Zucker, Emulgato-
ren und Kohlensäure!!!

Thomas Müller, Chemnitz

Beobachter der französischen Gendarmerie mobile mit Hundertschafts-
führer Roland Hoffmann und Dirk Anton (BFE) im Bereich des
Sicherheitszaunes (vorn v. l. n. r.).

abwickeln. Auch hier ist wieder
ein steter Fahrerwechsel vorge-
sehen ...

23:00 Uhr – Endlich erreichen
wir Saarbrücken. Die Fahrzeuge
werden wie üblich betankt, dann
endgültig in die Unterkunft
Wackenberg verlegt. Nachdem
wir die Fahrzeuge entladen und
unsere zahlreichen Sachen ver-
staut und sortiert haben, treten
wir in den Feierabend.

So bleibt als Abschlussfazit:
Im Grunde ein guter Einsatz. Wir

Blick vom Steg zur Rügener Brücke, Ostsee
   Fotos: Roland Hoffmann, Peter
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Noch drei DP-Fragen:

Wie viele Tage nach dem Ein-
satz hattest Du frei?
Nur den Sonntag, montags
ging’s wieder um 7.00 zur
Schaff ...
Wie lange hast Du erst mal
geschlafen?
Heimgekommen sonntags ge-
gen 1:00, geschlafen bis 9:00
Was macht der Rücken?
Alles wieder soweit in
Ordnung.

gesehen ist, dass die GdP im Aus-
klang an den Abend ein Frei-
getränk spendieren will.

22:00 Uhr – Mittlerweile frisch
gemacht, trifft man sich neben
der Kantine, um den Abend ge-
meinsam ausklingen zu lassen.
Allerdings ereignete sich kurz
zuvor – wie jetzt bekannt wird –
ein Unfall, infolge dessen ein
Kollege aus NRW schwer ver-
letzt wird und kurze Zeit später
verstarb. Bruno Leinenbach und
Christine Unrath bieten sogleich
ihre Hilfe an, die betroffenen

Kollegen zu betreuen und bege-
ben sich an die 100 km entfernte
Örtlichkeit. Wie am folgenden
Morgen bekannt wird, kehren sie
erst gegen 4:00 Uhr in die Unter-
kunft zurück.

0:30 Uhr – Infolge des anstren-
genden Tages und nach vielerlei
Meinungsaustausch und Gesprä-
chen mit Kollegen bin ich so er-
schöpft, dass ich total müde mei-
ne Nachtruhe einnehme.

Samstag, 9.6.
7:30 Uhr – Aufstehen, du-

schen, frühstücken. In der Kan-
tine spricht man über Einzelhei-
ten des tragischen Unfalls von
gestern.

10:00 Uhr – Nach dem Packen
der Taschen, Verladen auf den
Bus und „Stubenreinigen“ ver-
lassen wir Stralsund mit der Ge-
wissheit, einen guten Einsatz hin-
ter uns gebracht zu haben, und
der Hoffnung, dass wir auch den
letzten Teil, nämlich die Heim-
fahrt, hoffentlich unbeschadet

Saarländer hatten, bis auf „Op-
fer“ durch Insektenstiche, keine
Verletzte zu beklagen, die Ver-
sorgung war weitestgehend gut
bis sehr gut. Ein großes Defizit
war allerdings die mangelnde
Informationsweitergabe. Die
meisten Neuigkeiten mussten
durch private Radios eingeholt
werden.

Nichts desto trotz: Der nächs-
te Einsatz kann kommen!

Peter Neu, Polizeikommissar
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Der Digitalfunk sollte nun endlich bis zum Jahr 2010
flächendeckend in Deutschland zum Einsatz kommen. Am
1. Juni 2007 wurde das Verwaltungsabkommen über die
Zusammenarbeit von Bund und Ländern beim Aufbau und
Betrieb des Digitalfunks der Behörden und Organisationen
unterzeichnet.
Doch die Vorfreude sollte nicht lange halten. Nur ein paar
Tage später wurden weitere Verzögerungen eingeräumt –
weil in einigen Regionen die topografischen Bedingungen
funktechnisch problematisch seien – so eine Sprecherin
des Bundesinnenministeriums.

Dass der Digitalfunk in einigen
Regionen jedoch schon bestens
funktionierte, zeigt sich in
Mecklenburg-Vorpommern. Hier
konnte mittlerweile in zwei
Großeinsätzen die Funktionsfä-
higkeit der digitalen Kommunika-
tion bewiesen werden, indem Po-
lizei, Feuerwehr und Rettungs-
kräfte mit dem abhörsicheren
Digitalfunk arbeiteten.

Unser Gesprächspartner Mario
Daether war während der Einsät-

ze zum G8-Gipfel in Heiligen-
damm sowie zum Besuch des US-
Präsidenten George W. Bush in
Stralsund verantwortlich für die

gesamte Funkkommunikation
und damit natürlich auch für den
Digitalfunk. Über seine Erfahrun-
gen auf dem Gebiet des Aufbaus

und der Funktionalität von
Digitalfunk bei Großeinsätzen
sprach Marco Bialecki mit ihm.

Mario Daether, wie gestaltete
sich der größte Polizeieinsatz in
der Geschichte der Bundes-
republik – der G8-Gipfel – für Sie
und ihre Mitarbeiter?

Sehr arbeitsreich. Die Sicher-
stellung der Funkkommunikation
für einen Polizeieinsatz in dieser
Größenordnung war eine bedeu-
tende Herausforderung für uns
alle.

Während sich die Politik so lan-

ge mit der Einführung des Digital-
funks quält, hat man in Meck-
lenburg-Vorpommern schon zwei
Großeinsätze mit dem Digitalfunk
gemeistert. Was wurde hier anders
gemacht?

Die Bedingungen bei uns wa-
ren natürlich andere, als sie sich bei
der bundesweiten Einführung des
Digitalfunks darstellen.

Spätestens nach dem Einsatz
zum Besuch des US-Präsidenten
Georg W. Bush in Stralsund war

Deutsches Digitalfunknetz war erfolgreich
im Einsatz

Dipl. Ing. für
Nachrichten-
technik
Mario Daether,
EPHK-Sachbe-
reichsleiter 2
in der PD Neu-
brandenburg.
Seine Aufgaben
beim G8-Gipfel:
Planung und Durchführung/Ab-
sicherung der Funkkommuni-
kation; Projektleiter Digitalfunk

Ca. 500 Digitalfunkgeräte wurden eigens für den G8-Einsatz von der IuK-
Projektgruppe innerhalb von drei Tagen ein und in zwei Tagen (mit
Nachtschicht) wieder ausgebaut. Das Funknetz deckte eine Fläche ab,
die rund viermal so groß wie das Saarland war.

klar, dass der Polizeieinsatz zum
G8-Gipfel allein mit Analogfunk
nicht sicherzustellen ist. Der Be-

DIGITALFUNK
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deutung des Einsatzes entspre-
chend zogen alle Beteiligten aus
Politik und Polizei ergebnis-
orientiert an einem Strang. Im
Vordergrund standen angesichts
des engen Zeitrahmens pragmati-
sche Lösungen.

Welche Schwierigkeiten waren
zu meistern?

Das ergäbe mit Sicherheit eine
lange Liste.

Die größte Schwierigkeit war
natürlich der zeitliche Rahmen für
die Vorbereitung und Realisierung

des Vorhabens. Der Einsatz zum
Besuch des US-Präsidenten brach-
te uns sicherlich gute Erfahrungen,
kostete jedoch auch viel Zeit.
Ebenso entstanden Verzögerun-
gen durch die Verhandlungen mit
dem Bund zum Vorziehen eines
Netzabschnittes des bundesweiten
Digitalfunknetzes in M-V. Am
Ende blieben für Planung, Aus-
schreibung und Realisierung des
Netzes Tetra4MV nur 6 Monate.

Worauf können Sie und Ihre
Mitarbeiter durchaus stolz sein?

Das derzeit größte deutsche
Digitalfunknetz eingerichtet und
unter Einsatzbedingungen betrie-
ben zu haben. Dabei hat sich ge-
zeigt, wie wichtig ein kommunika-
tives Miteinander aller ist.

In diesem Zusammenhang
möchte ich nochmals allen an der
Sicherstellung der Funkkom-
munikation sowohl im Digital- wie
auch Analogbereich Beteiligten
meinen herzlichen Dank ausspre-
chen. Stellvertretend möchte ich
hier Herrn Jansa vom LPBK,
Herrn Frank Pautzke aus der Pro-

jektgruppe Digitalfunk des Innen-
ministeriums M-V, Herrn Wilfried
Collier aus der PD Neubranden-
burg und das Team von Motorola
nennen.

Die Presse meldete, dass es
Probleme gab – z. B. dass man
Digitalfunkgeräte aus NRW
nicht in Mecklenburg-Vor-
pommern nutzen konnte. Woran
lag das?

Technisch wäre die Integrati-
on von in anderen Bundeslän-
dern vorhandener Digital-

DIGITALFUNK



8/2007 Deutsche Polizei  27

funktechnik möglich gewesen.
Der damit verbundene zeitliche
und personelle Aufwand zum
Umprogrammieren wäre jedoch
sehr hoch gewesen. Daher gaben
wir der Ausstattung der vorgese-
hen Strukturen mit unserer Tech-
nik den Vorzug.

Am 2. Juni soll in Rostock der
Digitalfunk teilweise ausgefallen
sein. Ein Gerücht?

Das Digitalfunknetz hat am 2.
Juni zu 100 % funktioniert. Es gab
keinerlei Ausfälle. Entsprechende

Aussagen in der Presse und im
Fernsehen kann ich nicht nachvoll-
ziehen.

Welche Erfahrungen brachte
dieser Einsatz?

Die wichtigsten Erfahrungen
sind sicherlich:
• Durch konstruktives Herange-

hen sind selbst Aufgaben sol-
cher Dimension in kurzer Zeit
mit Erfolg zu lösen.

• Es bedarf eines Teams enga-
gierter und qualifizierter Mit-
arbeitern sowohl mit techni-

schem als auch mit polizei-
taktischem Sachverstand.

• Weniger ist manchmal Mehr!

Das müssen Sie etwas genauer
erklären.

Der Digitalfunk bietet eine
Vielzahl von Diensten, wie z. B.
Telephonie oder Kurzdatenüber-
tragung (ähnlich SMS beim Han-
dy). Von Beginn an bestand unse-
re Philosophie darin, dieses Netz
auf das Wesentliche und damit
Machbare zu beschränken. Die
normalerweise für eine sichere

Gerätehandhabung erforderli-
chen umfangreichen Schulungen
der Einsatzkräfte wären nicht leist-
bar gewesen. Von der sicheren
Handhabung der Geräte hängt je-
doch der Erfolg des Einsatzes ab.

In der Hauptsache wurde des-
halb die aus dem Analogfunk be-
kannte Gruppenkommunikation
sowie Notruffunktionalität mit
GPS Teilnehmerortung sicherge-
stellt. Wie wichtig das war, bewies
sich spätestens bei den Ausschrei-
tungen am 2. Juni in Rostock. >
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Das Digitalfunknetz für den G8-
Gipfel wurde wieder abgebaut.
Hätte man das existierende Netz
nicht bestehen lassen können?

Sicherlich wäre aus meiner
Sicht die weitere Nutzung wün-
schenswert.

Der Staat will immer häufiger
eigene Bereiche auslagern. Auch
im IuK-Bereich bei der Polizei.
Wie sehen Sie persönlich die
Chancen der IuK-Mitarbeiter in
den jeweiligen Landespolizeien
mit der Einführung der Digital-
funktechnik?

Meine Erfahrungen sowohl aus
diesem Einsatz als auch aus der
alltäglichen Arbeit belegen ein-
deutig, dass eigenes qualifiziertes
IuK-Personal zwingend erforder-
lich ist.

Die Anforderungen an die Po-
lizei steigen, wie wir alle wissen,

ständig. Funktionierende IuK-Ver-
bindungen sind Grundvor-
aussetzung für die Aufgabener-
füllung der Polizei. Um diese si-
cherzustellen, wird in der Zukunft
eigenes Personal benötigt, auch
wenn sich mit der Einführung

neuer Technik natürlich die Auf-
gaben und Anforderungen wan-
deln.

Mit den immer komplexer wer-
denden neuen Systemen wie z. B.
IP-Telephonie, Einsatzleitsysteme
oder dem Digitalfunk wachsen
eben auch die Anforderungen an
Administration, Monitoring und
Nutzermanagement ständig.
Schlecht oder gar nicht gepflegte
Datenbanken können fatale Fol-
gen haben. Daher brauchen wir
zwingend ein Bindeglied zwischen
Technik und Taktik, sprich eigenes
qualifiziertes IuK- Personal.

Und nicht zu vergessen die Aus-
und Fortbildung sowie Betreuung
der Anwender. Hand aufs Herz,
wer kann schon alle Funktionen
seines Handys aus dem eff eff be-
dienen. Die Funktionalität eines
modernen Digitalfunkgerätes ist
eher noch komplexer. Die sichere
Bedienung ist hier Einsatz ent-
scheidend und lebenswichtig.

Mit der Privatisierung geht
zuallererst die Identifikation der
Mitarbeiter mit der Organisation
und deren Aufgaben verloren.

Die Abhängigkeit von Fremd-
firmen wächst. Das ist aus meiner
Sicht nicht zu verantworten, denn
die Firmen wollen und müssen in
erster Linie Geld verdienen. Für
die Polizei hingegen hat die Auf-
gabenerfüllung höchste Priorität.

Antennenwald im Ostseestadion Rostock               Fotos: Projektgruppe

Drei mobile Basisstationen waren
zum G8-Gipfel im Einsatz

Neues von der Einführung des
Digitalfunks für die BOS*:

Am 2. April 2007 hat die Bun-
desanstalt für den Digitalfunk der
BOS (BDBOS) mit Sitz in Berlin
ihre Arbeit aufgenommen. Sie hat
den Auftrag, den Digitalfunk auf-
zubauen, zu betreiben und seine
Funktionsfähigkeit sicherzustel-
len. Diese Behörde übernimmt
nach dem von Bund und Ländern
verfolgten Konzept die Gesamt-
koordination dieses Projektes.
Damit soll die bundesweite Ein-
heitlichkeit des neuen Funk-
systems gewährleistet sein. Sie fun-
giert gegenüber den Unternehmen
als Auftraggeberin von Bund und
Ländern.

Ein Verwaltungsabkommen,
dass die Grundsätze über die Zu-
sammenarbeit von Bund und Län-
dern beim Aufbau und Betrieb des

Digitalfunks regelt, ist am 1. Juni
2007 mit der Unterzeichnung
durch die Innenminister und
-senatoren von Bund und Ländern
in Kraft getreten. Dieses Abkom-
men enthält auch Regelungen
über die gemeinsame Finanzie-
rung dieses Projektes und die Be-
teiligung der Länder an der
BDBOS.

Das von Bund und Ländern

vereinbarte Konzept zur Einfüh-
rung des Digitalfunks sieht vor,
dass die Leistungspakete für die
Phasen „Planung“, „Aufbau“ und
„Betrieb“ sowie das Leistungs-
paket „Testplattform“ differen-
ziert betrachtet werden.

Bei der Systemtechnik haben
sich Bund und Länder auf TET-
RA (Terrestrial Trunked Radio)
festgelegt. Die Vergabe des
Rahmenvertrags Systemtechnik
erfolgte im Wettbewerb an die Fir-
ma EADS Secure Networks
GmbH. Teil dieses Auftrags war
auch der Aufbau einer Referenz-
plattform. Als Standorte waren
Berlin, Hamburg, Niedersachsen,
Nordrhein-Westfalen, Baden-
Württemberg und Bayern vorge-
sehen. Diese Länder wollten von

Anbeginn dabei sein und werden
auch als Starterländer bezeichnet.

Am 20. Juni 2007 wurde die
Referenzplattform offiziell in Be-
trieb genommen. Sie soll dazu die-
nen, Erfahrungen mit der System-
technik zu gewinnen. Sie besteht
aus ortsfesten und mobilen Basis-
stationen, die über Vermittlungs-
stellen zusammengeschaltet sind
und von einem gemeinsamen

Wieder mal
Verzögerungen?

Wann, wann, wann wird das sein …?                                       Foto: ddp

DIGITALFUNK
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Die älteren unter den Kolle-
gen (Kolleginnen gab es damals
bei der Bereitschaftspolizei noch
nicht) kennen noch die Namen
der Brennpunkte der damaligen
Auseinandersetzungen zwischen
1974 und 1986: Whyl, Kalkar,
Grohnde, Gorleben, Brokdorf,
Startbahn West und schließlich
Wackersdorf. Es ging – abgese-
hen von der Startbahn West in
Frankfurt – um den Streit über
die friedliche Nutzung der Kern-
energie, der dann aber teilweise
sehr unfriedlich geführt wurde,
mit Steinen und Schleudern als
„Argumente“ – nicht zu verges-
sen die scharfen Schüsse, denen
an der Startbahn West zwei Kol-
legen zum Opfer fielen.

Angesichts hunderter von ver-
letzten Kollegen war die Forde-
rung nach einer geeigneten
Distanzwaffe mehr als verständ-
lich. Wobei eines heute nicht ver-
gessen werden darf: die Hundert-
schaften waren damals weit we-
niger beweglich und eine Schutz-
ausstattung, wenn überhaupt vor-
handen, erst in den Anfängen.
Und – anders als heute – stand
noch die Sichtweise im Vorder-
grund, Gewalttäter auf Distanz zu
halten, und nicht so sehr, diese
festzunehmen. Erst im Laufe der

Die Bilder gleichen sich auf schlimme Weise: ein Stein-
hagel geht auf Polizistinnen und Polizisten nieder, die sich
kaum vor diesen Pfund schweren Wurfgeschossen wehren
können. Es gibt zahlreiche Verletzte – die Wut, die Verbit-
terung darüber, dass man dem mehr oder minder wehrlos
ausgeliefert ist, ist groß. So war es jetzt im Juni beim G8-
Gipfel in Rostock, so war es schon vor dreißig Jahren, als
der Demonstrationstourismus quer durch die damalige
Bundesrepublik zog. Ebenso wie damals hätte man heute
gerne ein Einsatzmittel, das einem die Steinewerfer vom
Halse hält. Die Erkenntnis eines damals jahrelangen
Erprobungsprozesses ist ernüchternd: Gummigeschosse
gleich welcher Art lösen nicht das Problem, schlimmer
noch: sie bergen für den Anwender ein unkalkulierbares
rechtliches Risiko.

Alles schon mal da gewesen:

Gummigeschosse
treffen nicht das Problem

Jahre wandelte sich die Einsatz-
philosophie: Täter identifizieren
und festnehmen, so wie es heute
noch gilt. Das Auf-Distanz-Halten
ist daher bestenfalls eine momen-
tane taktische Maßnahme, bis der
eigentliche polizeiliche Auftrag
zur Festnahme wieder durchge-
führt werden kann.

Und die GdP? Die war damals
an der Spitze der Diskussion:
„Der GdP geht es nicht um eine
einzige Waffe allein, sondern um
ein System, das geeignet ist,
einerseits die Kollegen sicher zu
schützen, andererseits das Ge-
genüber möglichst wenig in An-
spruch zu nehmen.“ Nicht, dass
die GdP sich vom Mitleid mit
Gewalttätern hätte leiten lassen.
Das Einerseits/Andererseits der
Forderung war nichts anderes als
der Respekt vor dem Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatz der Verfas-
sung.

Gefragt: die Technik

Danach war die Technik gefragt.
Im Geschäft war somit die dama-
lige Technische Kommission der
Innenministerkonferenz und die
Forschungsstelle für Polizei-
technik, Vorläufer des heutigen
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Netzverwaltungszentrum gesteu-
ert werden. Über diese Referenz-
plattform können derzeit ca. 500
Endgeräte erreicht werden. Nach
Fertigstellung des Gesamtsnetzes
werden es ca. 500.000 sein. Mit die-
ser Referenzplattform soll auch
getestet werden, ob die Endgeräte
verschiedener Hersteller – im Hin-
blick auf deren Zertifizierung – mit
der Systemtechnik zusammenwir-
ken können.

Der Netzbetrieb wird im Rah-
men eines Vergabeverfahrens, das
noch 2007 starten soll,  an einen
dauerhaften Betreiber vergeben.

Bei einer ersten Kostenanalyse
wurde festgestellt, dass mit dem
Konzept der Kostenrahmen von
4,5 Mrd. Euro eingehalten werden
kann.

Am 10.7.2007 berichtet „Die
Welt“ über ein Schreiben der
BDBOS an die Innenminister und
-senatoren der Länder, in dem ih-
nen mitgeteilt wird, dass der Aus-
bau des Netzes ausgesetzt wird.
Der flächendeckende Netzbetrieb
werde nicht wie geplant in 2010,
sondern erst 2013 zur Verfügung
stehen.

Wie „Die Welt“ weiter berich-
tet, wurden die Gründe für diese
zeitliche Verzögerung nur bruch-
stückhaft bekannt. Die Behörde,
so hieß es, habe mit mehreren an
der Entwicklung des Funknetzes
beteiligten Firmen die Zusammen-
arbeit beendet. Geplant sind, die
mehr als 5.000 Sende-Standorte,
die in Deutschland benötigt wer-
den, selbst zu managen. Zurzeit
werde ein Workshop eingerichtet,
der einen neuen Zeitplan erarbei-
ten soll. Experten auf Länder-
ebene befürchten nun, so „Die
Welt“, dass jetzt ein „hausgemach-
tes“ Netz aufgebaut werden soll.

In einer ersten Reaktion erklär-
te eine Sprecherin des Bundes-
innenministeriums, dass sich in ei-
nigen Regionen, die wegen ihrer
topographischen Bedingungen
funktechnisch problematisch sei-
en, der Abschluss des Netzaufbaus
verspäten könne. Das Ziel, den
Digitalfunk bis 2010 einzuführen,
werde aber im Wesentlichen ein-
gehalten.

* BOS:  Behörden und Organi-
sationen mit Sicherheitsaufgaben

Horst Müller

Polizeitechnischen Instituts der
Deutschen Hochschule der Polizei
(bislang Polizeiführungsakade-
mie).

Worum ging es? Erwünscht war
ein Geschoss, das einen Steine-
werfer abwehren sollte, ohne ihn
schwer zu verletzen oder gar zu
töten. Also sollte ein Geschoss auf
eine Distanz von ca. 30 bis 35 Me-
tern den Angreifer treffen und von
weiteren Steinwürfen abhalten.

Hier kommt die Physik ins
Spiel: Für das Erreichen der An-
griffsunfähigkeit  ist eine ausrei-
chende Energie im Ziel nötig,
ohne dass jedoch das Geschoss
in den Körper eindringen soll.
Also muss die Auftrefffläche
groß und das Projektil schwer, je-
doch nicht zu schnell sein.

Damit ist das Problem be-
schrieben, das bis heute gilt:
• Das Treffen des anvisierten

Zieles wird zur Glücksache,
wenn sich das Ziel bewegt
(und welcher Steinewerfer
bleibt schon unbeweglich ste-
hen, um sich treffen zu lassen?)

• Damit steigt die Gefahr,  Un-
beteiligte zu treffen.

Hinzu kommt, dass Steine-
werfer nicht nur quer zur Schuss-
richtung hin und her laufen, sie
rennen auch auf die Polizei zu,
um ihrerseits aus kürzerer Dis-
tanz besser treffen zu können.
Unterhalb von ca. zehn Metern
hat ein Gummiwuchtgeschoss
wegen der relativ hohen An-
fangsgeschwindigkeit unkalku-
lierbar schwere Verletzungen zur
Folge, so dass die Beachtung des
Verhältnismäßigkeitsgrunds-
atzes praktisch unmöglich wird.

Das rechtliche Risiko

Genau da wird es für den An-
wender kritisch: trifft er den Fal-
schen, also einen Unbeteiligten,
macht er sich der Körperverlet-
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zung im Amt schuldig, ebenso
dann, wenn  der Einsatz unver-
hältnismäßig war. Und er landet
vor Gericht – und nicht der
Innenminister, der das Einsatz-
mittel genehmigt hat.

Dieses Risiko ist wahrlich nicht
theoretischer Art: in den seltens-
ten Fällen stand der Polizei zur
damaligen Zeit eine homogene
Menge von Straftätern gegenü-
ber, gegen die allesamt der Ein-
satz von Gummigeschossen recht-
lich zulässig gewesen wäre. In den
allermeisten Fällen suchten die
Steinewerfer die Nähe von mehr
oder minder unbeteiligten De-
monstranten, um in deren – un-
gewollten – Schutz zu agieren,
weil sie genau um das Dilemma
der Polizei wussten.

Die beschriebene Diskrepanz
zwischen Wün-
schenswertem und
Ungewolltem ließ
weder die dienstli-
che Seite noch die
Industrie ruhen,
zumal die GdP
immer wieder auf
weitere Erprobun-
gen drängte. Zum
Mond konnte man
fliegen, und dann
sollte es für das po-
lizeiliche Problem
keine Lösung ge-
ben?

Alles Mögliche
versucht

Die Firma
H e c k l e r & Ko c h
baute ihre für mili-
tärische Zwecke
konzipierte Granat-
werferpistole zur „Mehrzweck-
pistole“ (MZP 1) um, damit auf
der Basis von 40 mm Hülsen ver-
schiedene Geschossarten erprobt
werden konnten. Das Spektrum
reichte von Gummiwuchtge-
schossen über Gummischrot (16 je
12 g schwere viertelkreisförmige
Hartgummistücke) bis hin zu ei-
nem 180 g schweren „Flügel-
geschoss“, das sich bei Verlassen
des Rohres zu einem vierflügligen
Propeller von 24 cm Durchmesser
aufstellte. Zugleich wurden für die-
selbe Hülse Reizstoffgeschosse
(CN oder CS) entwickelt.

Die Zwischenberichte der
Technischen Kommission waren
nicht ermutigend. So hieß es
1981: „Gummischrotkörper, die
ihre kinetische Energie an den
Körper abgeben, sind in ihrer
Wirkung unkalkulierbar. Diese
hängt sehr stark von der getrof-
fenen Körperpartie ab … Der
Auftreffort von Gummischrot-
körpern kann durch die Waffen-
streuung (Streukreisdurch-
messer der Schrote auf 25 m ca.
3 m) und durch die Bewegung
der Störer nicht vorher bestimmt
werden …“ Und auch zur prak-
tischen Seite der Anwendung
nahm die Technische Kommissi-
on im Herbst 1981 Stellung: „…
ergibt sich, dass die mit den ent-
sprechenden Waffen ausgerüste-
ten Beamten kein Schutzschild

mit sich führen können. Der mit
der Waffe ausgerüstete Beamte
muss also in der vorderen Linie
durch andere Beamte mit Schil-
den gegen Steinwürfe geschützt
stehen und zwischen den Schil-
den hindurch die Waffe abfeuern.
Beim Einsatz in der Bewegung
ist der Beamte schwierig zu
schützen. Ein Überschießen der
Beamten verbietet sich aufgrund
der Streuung der Waffe.“

Was der GdP-Bundeskongress
1982 dazu zu sagen hatte, klang
daher ernüchternd: „Die Ausrüs-
tung der Polizei mit Gummi-

geschossen und die Anwendung
dieser Geschosse werden nach
dem gegenwärtigen Stand der
Technik abgelehnt.“

GdP dringt auf Grundla-
genforschung

Die GdP blieb aber hartnä-
ckig: weil sie sich mit den Ergeb-
nissen nicht zufrieden geben
wollte, forderte sie von der
Innenministerkonferenz ein re-

gelrechtes Forschungsprogramm
„zur Entwicklung einer polizei-
typischen Waffe“. Das hatte
schließlich Erfolg: Im Juni 1984
beschloss die Innenminister-
konferenz einen Forschungsauf-
trag zur „Entwicklung eines
Wirkkörperwerfers“ einschließ-
lich Munition. Der mit 2,3 Milli-
onen DM dotierte Auftrag ging
an die den Rüstungskonzern
Messerschmidt-Bölkow-Blohm
(MBB).

Was man dort entwickelte,
wurde dann mit leichtem Spott
als die „Cruise Missile der Poli-

Die Großkaliberpistole HK 69 A 1
(Foto), Kaliber 40 mm, wurde bei
der Polizei als Mehrzweckpistole
1 (MZP 1) eingeführt. Mit der ein-
läufigen Kipplaufwaffe mit auszieh-
barer Schulterstütze konnten Reiz-
stoffpatronen, aber auch Patronen
mit unterschiedlichen Arten von
Gummigeschossen verschossen
werden.                Foto: Hersteller

Diverse Gummigeschosse – von Gummischrot (links im Vordergrund) über Gummiwucht-
geschoss (rechts Hintergrund) bis zu dem „Propeller“, dem Flügelgeschoss   Foto: W. D.

zei“ bezeichnet: Ein Abschuss-
gerät für einen Wirkkörper, der
über einen Eigenantrieb verfügt.
Die Idee: ein solcher Eigenan-
trieb hält den Wirkkörper über
die definierte Distanz auf prak-
tisch gleicher Geschwindigkeit,
also werden Über- bzw. Unter-
wirkung je nach Distanz vermie-
den. Die Sache hatte nur einen
Haken: wenn jemand auf kurze
Distanz getroffen wurde, brann-
te der Treibsatz des Wirkkörpers
weiter …

Das Thema wurde schließlich
1991 zu den Akten gelegt. Die
Innenministerkonferenz be-
schrieb in einem Beschluss noch
einmal das technisch Unmögli-
che: „Polizeitypische Waffen …
müssen in Deutschland – auch
über größere Entfernungen –
kalkulierbar sein und dürfen
Unbeteiligte nicht gefährden;
außerdem müssen sie sicher und
leicht zu handhaben sein und
eine Eskalation der Gewalt ver-
meiden.“

Die GdP schloss sich damals
dieser Einsicht an: „Die Gesetze
der Physik lassen sich weder
durch Beschlüsse der Innen-
ministerkonferenz noch solche
eines Bundeskongresses verän-
dern.“ Letzteres gilt übrigens
unabhängig von der Berufs-
organisation …

Wolfgang Dicke
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Engagiertes Aktionsprogramm
der Europäischen Union

Die EU-Mitgliedstaaten haben im Rahmen der so genan-
ten Lissabon-Strategie erkannt, dass Wirtschafts-
wachstum und Beschäftigung deutlich gefördert werden
können, wenn sich die Arbeitsplatzqualität auf hohem Ni-
veau bewegt. Mit einer neuen Strategie soll dieses Ziel
erreicht werden.

Die Folgen eines unwirksa-
men Arbeitsschutzes sind Ar-
beitsunfälle, Berufskrankheiten,
Invalidität und Fehlzeiten. Ne-
ben dem menschlichen Leid, das
damit einhergeht, entstehen für
die Wirtschaft gleichermaßen
negative Folgen. Das Wirt-
schaftswachstum wird abge-
bremst und die Wettbewerbs-
fähigkeit von Unternehmen lei-
det.

Um dem entgegen zu wirken,
hat die Europäische Kommissi-

on eine ehrgeizige „Gemein-
schaftsstrategie für Gesundheit
und Sicherheit am Arbeitsplatz
2007 bis 2010“ ins Leben geru-
fen. Die Strategie setzt sowohl im
Bereich des „klassischen“ Ar-
beitsschutzes, als auch auf der
Ebene der betrieblichen Ge-
sundheitsförderung an. Mit ei-
nem eng geschnürten Maßnah-
menpaket soll u. a. erreicht wer-
den, dass die Beschäftigungs-
quote der 55-64-Jährigen beider-
lei Geschlechts auf 50 % steigt,
das Durchschnittsalter für den

Eintritt in den Ruhestand um 5
Jahre angehoben, und die Ge-
samtinzidenz der Arbeitsunfälle
um 25 % pro 100.000 Beschäftig-
te vermindert wird.

Nahezu 28 % aller Beschäftig-
ten fühlen sich durch arbeits-
bedingte Einflüsse krank. Ca.
35 % sehen in ihrer Arbeit ein
gesundheitliches Risiko und es
gibt noch immer bestimmte
Branchen und Beschäftigungs-
typen, die überdimensional ge-
fährdet sind.

Hinsichtlich der Krankheits-
formen ist ein deutliches Anstei-
gen bestimmter Berufskrankhei-
ten zu erkennen. Dazu zählen Er-
krankungen des Bewegungs-

apparates, Infektionen und ganz
besonders Erkrankungen im
Zusammenhang mit psychi-
schem Druck, insbesondere
durch Gewalt, psychischer und
sexueller Belästigung, Abhängig-
keiten und zersplitterter Berufs-
biographien.

Die psychischen Belastungen
am Arbeitsplatz als vierthäu-
figste Ursache von Arbeitsun-
fähigkeiten (mit steigender Ten-
denz), nehmen einen herausra-
genden Platz in der EU-Strate-
gie ein, weil hier ein großes
Präventionspotential gesehen
wird.

Konkret wird die EU-Strate-
gie dort, wo die Kommission ihre
Finger in bekannte Wunden legt
– z. B. im Hinblick auf den Voll-
zug europäischen Rechts. Es
nützt nämlich nichts – so die Er-
kenntnis der Kommissare –
wenn gute Gesetze gemacht wer-
den, die Staaten aber kein Geld
für Aufsichtsbeamte ausgeben.

Und dann gibt es ja auch noch
die Instrumente der Prävention.
Diese sollen (wieder einmal) ge-
stärkt werden. Darüber hinaus
sollen lokale Netzwerke ins Le-
ben gerufen und Best-Practice-
Datensammlungen zur Verfü-
gung gestellt werden. Führungs-
kräfte wie Arbeitnehmer erhal-
ten die Möglichkeit, das Vor-
beugepotential in Sachen Ar-
beitsunfällen und Berufskrank-
heiten auf Seminaren besser ken-
nen zu lernen. Sie erhalten
daneben einfache Instrumente
zur Risikobewertung.

Auch einem alt bekannten
Mangel wird der Kampf ange-
sagt, nämlich dem Umstand, dass
nicht vorhandene Daten jede

Lissabon-Strategie:
Sie hat zum Ziel, die Pro-

duktivität und Innovations-
geschwindigkeit der EU
durch verschiedene politische
Maßnahmen zu erhöhen. Als
Messlatte dienen die Konkur-
renten Japan und USA.
Hauptfelder dieses Pro-
gramms sind die wirtschaftli-
che, soziale und ökologische
Erneuerung sowie die
Nachhaltigkeit in den Berei-
chen Innovation, Wissens-
gesellschaft, soziale Kohäsion
und Umweltbewusstsein.

Entwicklung bremsen, weil da-
mit die objektive Beurteilungs-
basis fehlt.

Gerade uns in der Polizei wür-
de es ziemlich gut bekommen,
wenn bestimmte Gesundheits-
daten über die Hürden des Fö-
deralismus hinweg gesammelt
und verglichen werden könnten.
Nur so wäre es möglich, länder-
übergreifend sinnvolle Präven-
tionskonzepte für bestimmte
Krankheitsbilder zu entwickeln.

Sogar auf der Ebene der
Gesellschaftspolitik will die EU
intervenieren – und das bereits
in den Grundschulen. Ziel soll es
sein, eine regelrechte Präven-
tionskultur in das menschliche
Denken hinein zu implementie-
ren.

In der Gesamtbetrachtung
kann man der Kommission ei-
gentlich nur gratulieren. Sie hat
ein Paket geschnürt, das wirklich
in Sachen Gesundheit am Ar-
beitsplatz und darüber hinaus
sehr viel verspricht. Man kennt
allerdings auch die EU, oder bes-
ser gesagt ihre Mitgliedstaaten
und das, was sie aus einem sol-
chen Maßnahmenkatalog üb-
licherweise machen.

Dennoch bleibt die Chance
auf eine positive Entwicklung
der Arbeitssicherheit durch die-
ses Programm, auch wenn nur ein
Teil davon umgesetzt werden
sollte.

Es liegt letztendlich an den
Akteuren vor Ort, was sich
daraus entwickelt. Packen wir es
gemeinsam an.

hjm

Fehlte ein Arbeitnehmer aufgrund von Krankheiten 1991 noch fast 25
Tage im Jahr, sanken zwar die Fehlzeiten bis 2005 auf fast die Hälfte
(13 Tage) allerdings gibt es bei den Krankheitsursachen gravierende
Verschiebungen. Verglichen mit den 70er-Jahren nahmen besonders
Rücken- und psychische Erkrankungen zu. Herz-, Kreislauf- sowie
Verdauungserkrankungen verloren dagegen an Bedeutung.

                                                                      Globus Infografik
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Begaste Transportbehältnisse und die
Auswirkungen auf unsere Arbeit

Seit einigen Jahren werden Transportbehälter, z. B. Kühl-
auflieger und Container – wie international vorgeschrie-
ben – mit giftigen Stoffen begast, zum Schutz der EU ge-
gen die Einschleppung von Schädlingen. Die Behälter
stammen aus Amerika, Asien oder Afrika, aber auch aus
Rußland. Die meisten kommen mit dem Container-Schiff.
Diese Schiffe haben heute eine Kapazität von mehr als
8.750 Containern und in den Häfen von Hamburg, Bre-
men, bzw. Bremerhaven, werden dieses Jahr allein mehr
als 9 Mio. Container umgeschlagen, weltweit sind es jähr-
lich etwa 400 Mio. Die Kontrollen können für die Kollegen
vom Bundesamt für Güterverkehr (BAG), Polizei oder Zoll
gesundheitliche Auswirkungen haben, wenn die Gefahren
nicht erkannt oder unterschätzt werden.

Die häufigsten Begasungsmittel
sind Methylbromid, Sulfuryldi-
fluorid, Phosphorwasserstoff und
Formaldehyd, aber auch Stoffe wie
Blausäure und Ethylenoxid. Zu
den meist begasten Güter gehören
z. B. Holzprodukte, Lebens- und
Genussmittel, Möbel und Textili-
en. Aber auch Waren, wie Granit
und Maschinenteile können be-
gast sein, da sie oft mittels Holz
verpackt sind.

Das Heimtückische an den
Begasungsmitteln ist, dass sie weit-
gehend geruchlos sind und das
Beschäftigte, die die Behältnisse
öffnen oder entladen die gesund-
heitlichen Schäden zum Teil erst
mit zeitlicher Verzögerung bemer-
ken. Diese Gefahr sollte eigentlich
durch vorgeschriebene Kenn-
zeichnungen am Behälter und
Hinweisen in den Begleitdoku-
menten (Fumigation – engl. für
Begasung) ausgeschlossen sein.
Container und Kühlauflieger mit
Begasungsmitteln gelten als
Gefahrgut mit der UN-Nummer
3359, Klasse 9 (Verschiedene ge-
fährliche Stoffe und Gegenstän-
de) und sollten gem. ADR Nr. 5.5.2
(Sondervorschriften für begaste
Fahrzeuge, Container und Tanks)
gekennzeichnet werden. Oftmals
fehlen diese Warnungen und so
behalf man sich anfangs mit der
Möglichkeit der Verdachtsge-
winnung, indem man nach Resten
von Warn-Labeln, abgeklebten
Lüftungsschlitzen oder Gummi-
dichtungen an den Türen schaute.
Knoblauchartiger Geruch, Papier-
tütchen und Stoffsäckchen sind
ernst zu nehmende Hinweise auf
Begasung. Tritt ein solcher Ver-
dacht auf, ist der Behälter als be-
gast zu behandeln und darf nicht
betreten werden, bis der Behälter
von einer Fachfirma freigegeben
worden ist.

Sollte der Transportbehälter tat-
sächlich entgast worden sein, so
schließt die Freigabe die Prüfung
ein, dass durch Desorption des
Begasungsmittels (Nachgasen)
keine gefährliche Konzentration
von Begasungsmitteln in Lade-
raum entstehen können (Nr. 11.3.5

der Technischen Regeln für
Gefahrstoffe 512 [TRGS 512]).
Über die Freigabe des Behälters
ist eine Bescheinigung auszustel-
len und auszuhändigen. Die
Freigabebescheinung ist den
Frachtpapieren beizufügen, so
dass sie auch den Empfänger er-
reicht. Eine Kopie dieser Beschei-
nigung ist im Container oder Kühl-
auflieger deutlich sichtbar anzu-
bringen (Nr. 11.3.7 u. Anl. 7 der
TRGS 512)

Gefährdet sind alle, die begaste
Transportbehältnisse zwecks Kon-
trolle öffnen, ob BAG, Polizei oder
Zoll. Begaste Transportbehältnisse
werden nicht generell im Seehafen
entgast, bzw. belüftet. Vielmehr ist
zu erwarten, dass diese Behälter
direkt an den Empfänger weiter-
geleitet werden.

Kopfschmerzen, Übelkeit, Rei-
zung der Augen, der Haut oder
Schleimhäute können erste Hin-
weise sein, dass man sich in einem
begasten Transportbehälter auf-
hält bzw. aufgehalten hat. Bei die-
sen Anzeichen ist sofort der Con-
tainer oder Kühlauflieger zu ver-
lassen. Angefangen von Atemnot
und Atemstillstand bis zum Lun-
genödem ist alles möglich, deshalb
auch bei bloßen Verdacht der In-
halation einen Arzt aufsuchen.
Nähere Informationen hierzu sind
im Mitgliederbereich der GdP-
Homepage, Rubrik Arbeitsschutz,
eingestellt.

Im Jahr 2006 wurde durch das

Zentralinstitut
für Arbeits-
medizin in
Hamburg eine
groß angelegte
Untersuchung
mit Unterstüt-
zung des Zolls
in der Ham-
burger Frei-
zone durchge-
führt. Mehr als
1.500 Import-
Container wur-
den mit zwei
verschiedenen
Prüfgeräten
auf Begasung
getestet. Das
Voice 100 aus
Neuseeland
entspricht in
seinen Abmes-
sungen etwa
dem eines
Kühlschranks.
Das zweite Ge-
rät ist das
GDA II aus
Deutschland. Die Messergebnisse
wurden schnell und korrekt von
diesen Messgeräten angezeigt und
führten zu einem Resultat, dass er-
schüttern war. Im Ergebnis stellte
man in über dreihundert Fällen
giftige Substanzen fest, in mehren
Fällen war die Gaskonzentration
so hoch, dass die Messgeräte nicht
die Maximal-Konzentration anzei-
gen konnten. Die meisten Behäl-

ter waren weder gekennzeichnet,
noch war ein Hinweis auf Bega-
sung den Begleitpapieren zu ent-
nehmen. Auch Reste von ab-
geklebten Lüftungsschlitzen oder
abgeklebte Gummidichtungen an
Türen waren selten festzustellen.
Einzig eine Messung auf Bega-
sungsrückstände konnte Auskunft
geben über die mögliche Gefahr.

Neben den oben genannten
Begasungsmittel wurden weitere
giftige, krebserregende Chemika-
lien festgestellt, u. a. Benzol und
Toluol, aber auch ein Stoff, welcher
als Kampfstoff im ersten Weltkrieg

eingesetzt wurde. Neben den
bereits genannten Stoffen wurden
auch Restgase aus der Behandlung
von Waren zur Konservierung
oder zur Steuerung des Reife-
prozesses von Früchten festge-
stellt, u. a. wurden Kohlenmono-
xid, Kohlendioxid und Ammoniak
in gesundheitsgefährdenen Kon-
zentrationen gemessen.

Es steht fest, dass die gefährli-

Das Foto zeigt den Container Terminal Altenwerder
im Hafen in Hamburg 2005.
Allein in den Häfen von Hamburg, Bremen bzw.
Bremerhaven werden 2007 mehr als 9 Mio.
Container umgeschlagen.       Foto: ddp
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che Wirkung der Giftstoffe nicht
sofort eintreten muss, sondern sich
bestimmte Stoffe im Körper ein-
lagern (ähnlich wie bei Schwerme-
tallen) mit den
entsprechenden
m ö g l i c h e n
Spätfolgen.

Mit dieser
Testreihe wurde
bewiesen, wel-
che Gefahren
den Beschäftig-
ten allein aus
deutschen Hä-
fen drohen,
wenn man be-
denkt, dass
mehr als 10 %
der geprüften
Einheiten toxisch auffällig waren.
Doch Sicherheit hat wieder seinen
Preis, so kostet das Voice 100 zirka
200.000 Euro und das GDA II kos-
tet zirka 45.000 Euro.

Beispiele für Maßnahmen der
einzelnen Behörden:

Beim BAG hat man sich ent-
schlossen, dieser möglichen Ge-
fahr für die Mitarbeiter dadurch zu
begegnen, indem man es unterlässt
entsprechend verdächtige Trans-
portbehältnisse zu kontrollieren.

Die Bundeszollverwaltung ent-
wickelte zu dieser Problematik ein
Ablaufschema, welches dazu füh-
ren soll, dass der Beamte das Risi-
ko auf ein Minimum reduzieren
kann. Soweit möglich werden tech-
nische Hilfsmittel, wie die Rönt-
genanlagen genutzt. Weiterhin
liegt es an dem einzelnen Beschäf-
tigten, ob er einen Behälter öffnen
lässt und kontrolliert. Gegen sei-
nen Willen darf keiner dazu ge-
zwungen werden.

Zurzeit hat das Bundes-
ministerium für Finanzen Gelder
zur Beschaffung von Messgeräten
beantragt. Probleme bereiten die
Kontrollen von begasten Trans-
portbehältnissen, wenn ein Be-
schäftigter im Behältnis verunfallt.
Eine Rettung ist durch die eigenen
Beschäftigten nicht vorgesehen,
man muß auf das Eintreffen der
Feuerwehr warten!

Die Hamburger Polizei (WSP)
prüft im Hamburger Hafen pro
Jahr etwa 2.500 Gefahrgut-Contai-
ner. Hierzu wird als Messgerät das
Gas-Alert-Micro-5-PID aus Kana-
da verwendet. Die Anschaffungs-
kosten liegen bei zirka 5.100 Euro.

Eines der gefährlichsten Gase,
Methylbromid, wird von diesem
Gerät gemessen, da es unter die
Gruppe der Niedrigsieder fällt

(Flüchtige organische Verbindun-
gen). Gibt das Gerät eine optische
oder akustische Warnung, muss

der Beschäftigte vorerst von einer
Öffnung des Transportbehälters
Abstand nehmen. Nach einer Ent-
gasung und Freigabe durch einen
Entgasungsbetrieb kann die Kon-
trolle durchgeführt werden. Au-
ßerdem wird bei geringen Gas-
konzentrationen als Hilfsmittel für
einen Kurzzeiteinsatz eine ABC-
Schutzmaske mit bestimmten Fil-
tern als persönliche Schutzaus-
rüstung (PSA) eingesetzt. Weiter-
hin wurde eine Dienstanweisung
mit Verhaltensvorschriften erar-
beitet und erlassen. So sind die
Hamburger Kollegen in der Lage,
gefährliche Situationen bei der
Kontrolle von Gefahrgutcontai-
nern zu erkennen und entspre-
chend zu handeln (nach Informa-
tionen von Kollegen H.-D.
Isermann, Hamburg).

Aktueller Ergebnisbericht zur
Projektarbeit der Regierung von
Unterfranken –
Gewerbeaufsichtsamt – Umgang
mit begasten Containern (gekürz-
te Fassung):

Von 20 besichtigten Betrieben
erhielten 19 Unternehmen Con-
tainerware, 11 davon hatten Um-

Vom 11. bis 13. Juni 2007 fand,
organisiert von der Fachgruppe
„Öffentlicher Dienst“ des Ver-
bandes deutscher Sicherheits-
ingenieure (VDSI), in Kriebstein
(Sachsen) der Internationale
Arbeitsschutzkongress „Öffent-
licher Dienst“ statt. Die Teilneh-
mer zu dieser Fachtagung reisten
aus dem gesamten Bundesgebiet
sowie aus der polnischen Woje-
wodschaft Wroclaw an.

Den Fachleuten auf dem Ge-
biet der Arbeitssicherheit ist klar,
dass die Zukunft eines präventi-
ven Arbeits- und Gesundheits-
schutzes für die Bediensteten im
Wesentlichen vom Erfolg des
Arbeitsschutzes in unseren

Internationaler Arbeitsschutz-
kongress „Öffentlicher Dienst“

SACHSEN

gang mit begasten Containern.
Aber nur zwei Betriebe hatten re-
lativ gute Detailkenntnisse zu die-
sem Thema. Den anderen Verant-
wortlichen war es meist unbe-
kannt, dass sich im internationalen
Warenverkehr begaste Container
im Umlauf befinden. In den meis-
ten Fällen war nicht nachvollzieh-
bar, ob und welches Begasungs-
mittel verwendet wurde und die
Container gekennzeichnet waren.
Ebenso konnten nur in Einzelfäl-
len Begleitpapiere, Begasungs-
zertifikate, Entgasungsbescheinig-
ungen oder Freigabebescheini-
gungen vorgelegt werden. So gab
es in nur zwei Unternehmen mit
schriftlicher Betriebsanweisung
und nur in einem Fall eine be-
triebsinterne Arbeitsschutz-Unter-
weisung.

Nach alternativen Möglichkei-

ten hat ebenfalls nur ein Betrieb
gesucht, dabei erhielten die Betrie-

Dienststellen abhängt. Die Bei-
träge „Konkrete Anforderungen
an Arbeitsstätten – Arbeit des
Ausschusses für Arbeitsstätten
(AstA)“ sowie „Nichtraucher-
schutz – die neue Herausforde-
rung“ und der Beitrag „Betrieb-
liche Gesundheitsförderung im
öffentlichen Dienst“ waren mei-
ner Auffassung zufolge von größ-
tem Interesse.

Aus meiner Sicht eine beach-
tenswerte Veranstaltung, zu der
nicht nur die Fachkraft für Ar-
beitssicherheit sondern auch
Revier- und Abteilungsleiter hät-
ten eingeladen werden sollen.

Joachim Münzner,
PD Chemnitz-Erzgebirge

be mehr als 90% der Importe aus
Südostasien, bzw. China.

Seitens der GdP müssen an die
Behörden, deren Beschäftigte mit
begasten Fahrzeugen, Containern
oder Anhänger bei Kontrollen in
Berührung kommen und/oder
Messungen der beschriebenen Art
durchführen müssen, folgende
Forderungen gestellt werden

1. Alle Beschäftigten sind vor
Aufnahme der genannten Tätig-
keit ausführlich über die Gefahren
durch begaste Fahrzeugeinheiten
aufzuklären,

2. In der obligatorisch durch den
Arbeitgeber/Behördenleiter zu
erstellenden Gefährdungsdoku-
mentation nach § 5 Arbeitsschutz-
gesetz ist diese dienstliche Verwen-
dung besonders darzustellen;
insbesondere im Hinblick auf die
getroffenen Feststellungen und die
darauf basierenden Maßnahmen
zum Schutz der Beschäftigten.

3. Falls Messungen von Beschäf-
tigten durchgeführt werden müs-
sen, sind geeignete Geräte zur Ver-
fügung zu stellen, die dem Stand
der Technik entsprechen.
Weitere Informationen:
www.arbeitsschutz.hamburg.de
www.portsafty.hamburg.de
www.regierung.unterfranken.bayern.de
www.stafua-owl.nrw.de               kh
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Liebe Seniorinnen,
liebe Senioren,

ich sehe mich in meiner Funk-
tion als Bundesseniorenvor-
sitzender aufgerufen, den Stel-
lenwert der
Senioren-
arbeit in ei-
nigen Lan-
desbezirken
zu kritisie-
ren.

D u r c h
meine Teil-
nahme an
verschiede-
nen Diskussions- und Informa-
tionsveranstaltungen in unter-
schiedlichen Landesbezirken
musste ich leider einige Male er-
fahren, dass man Seniorinnen
und Senioren nicht den notwen-
digen Respekt entgegen bringt,
wie es sich für die GdP gehören
sollte.

Aus meiner Sicht ist die Ge-
werkschaft der Polizei eine Soli-
dargemeinschaft, in der jedes

Mitglied, ob es nun Funktionär,
Aktiver, Rentner oder Pensionär
ist, seinen wohl gedachten Stel-
lenwert haben sollte.

Ich darf daran erinnern, dass
unsere Seniorinnen und Senio-
ren schon aus satzungsrecht-
lichen Gründen einen Anspruch
darauf haben, dass man sie in die
gewerkschaftliche Arbeit einbin-
det und an deren Gestaltung teil-
haben lassen sollte. Als Bundes-
seniorenvorsitzender verlange
ich, dass man unsere Argumente
ernst nimmt und in der  gewerk-
schaftspolitischen Meinungsbil-
dung berücksichtigt.

Diese Selbstverständlichkeit
musste ich bei meinen letzten
Besuchen bei Seniorenveran-
staltungen in einigen Landes-
bezirken leider vermissen.

Die Landesbezirke müssen
den Seniorenvorständen in deren
ureigenen Belangen viel mehr
freie Hand lassen, und sie nicht
wie Unmündige bzw. Bittsteller
in der Gewerkschaftsarbeit be-
handeln.

Es gibt Landesbezirke, die sich
gegenüber Seniorenvorständen
korrekt verhalten, indem sie ih-
nen nicht nur finanzielle Spiel-
räume lassen, sondern sie in der
Wahrnehmung von Senioren-
interessen freie Hand lassen.

Von den Landesbezirken er-
warte ich, dass grundsätzlich ein
Vertreter des Landesvorstandes
– es muss nicht immer der
Landesbezirksvorsitzende sein –
bei Seniorenveranstaltungen an-
wesend ist, um das Ansehen der
Senioren zu stärken und den Ver-
dacht zu widerlegen, die Senio-
rengruppe sei nur ein notwendi-
ges Übel.

Liebe Kollegen Landes-
bezirksvorsitzende, ich möchte
durch meinen Beitrag nicht Eure
Arbeit in Gänze kritisieren; ich
will mir hier allerdings mal den
deutlichen Hinweis erlauben,
dass Ihr gegenüber uns Seniorin-
nen und Senioren auch durch
kleine Gesten dass Gefühl geben
könnt, in der gewerkschaftlichen
Arbeit gebraucht zu werden.

Ich bin der Auffassung, dass
man in den einzelnen Landes-
bezirken nicht immer zur Kennt-
nis nehmen will, wie Seniorinnen
und Senioren über ihre Gewerk-
schaft und deren Funktionären
denken. Das mag bestimmt hier
und dort dazu führen, dass älte-
re Kolleginnen und Kollegen un-
serer Gewerkschaft den Rücken
kehren, wie ja gerade die nicht
unbedeutenden Mitgliederver-
luste im Seniorenbereich einiger
Landesbezirke belegen.

Ich hoffe, dass ich nach 30 Jah-
ren, in denen ich unserer Ge-
werkschaft als Funktionär ge-
dient habe, solche deutlichen
Worte sagen darf, um unsere Se-
niorinnen und Senioren auf Dau-
er in der GdP zu halten.

Die Lage ist jedenfalls ernst,
und man sollte sie nicht schön
reden.

Mit kollegialen Grüßen
Artur Jung,

Bundesseniorenvorsitzender

ANGEMERKT

Seniorenarbeit – notwendiger denn je!

Generationen brauchen einander

In der Februar-Ausgabe von
DEUTSCHE POLIZEI haben
wir im Seniorenjournal über das
Miteinander der Generationen
berichtet. Heute ergänzen und er-
weitern wir das Hemd mit der
Feststellung der Gemeinsamkei-
ten der Generationen.

Bereits in Schriften der alten
Griechen und Römer wird doku-
mentiert, wie junge Menschen sich
ihr eigenes Weltbild, ihre Trends
und ihre Eigenständigkeit erwer-
ben wollen. Sie benötigen dies zum
Aufbau einer eignen Identität.
Auch heute schütteln oftmals die
älteren Menschen den Kopf über
Mode, Musik, Sprache und Le-
benshaltung der Jungen. Die Al-

ten wollen das von ihnen aufge-
baute und das als bewährt Emp-
fundene in ihrer Lebenswelt be-
wahren.

Wir Senioren brauchen nur
einmal selbst auf unsere Jugend-
zeit zu schauen. Auch wir wollten
in unserem Sinne leben und damit
Kultur und Gesellschaft dement-
sprechend gestalten. Wir wollten
vielleicht auch gedanklich die Welt
verändern.

Jede Generation benötigt ihren
eigenen Stellenwert und auch ihr
Anderssein.

Dazwischen steht die mittlere
Generation, die in der Regel der
Erwerbsarbeit nachgeht und
dadurch die finanziellen Voraus-

setzungen schafft für ein gemein-
schaftliches Leben. Die Alten ha-
ben diese Phase hinter sich und die
Jungen benötigen eine Unterstüt-
zung für ihren weiteren Lebens-
weg.

Die Beziehungen von Jung und
Alt entstehen ohne gezielte An-
strengungen, wenn der Wille vor-
handen ist. In der Gesellschaft ist
gegenwärtig nicht so sehr die Ge-
fahr eines Generationenkonflikts
zu sehen, als vielmehr ein
Auseinanderdriftens der Genera-
tionen in Gleichgültigkeit und das
Fehlen eines Austausches, wo-
durch Lösungen aktueller und zu-
künftiger Probleme die Sicht für

Gemeinsamkeiten genommen
wird.

Wir wollen die Situation nicht
dramatisieren. Eigentlich kommen
viele gut miteinander aus, wenn als
Voraussetzung ein intaktes Fami-
lienleben besteht und die mensch-
lichen Werte praktiziert werden.

Junge Menschen brauchen älte-
re, weil sie Interesse für Tradition,
Denkstile und Geschichte zeigen
und dies mit neuen Entwicklungen
verbinden wollen. Sie wollen eine
Verbindung und Auseinanderset-
zung zwischen Neuerungen und
Bestehendem. Sie streben nach In-
tegration und Teilhabe am sozia-
len und gesellschaftlichen Leben,

– Gedanken von Olaf Bong –
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aber auch in Wahrung kultureller
Errungenschaften. Die Literatur
liefert viele Bespiele, wie die Jun-
gen von den älteren Generationen
profitieren können – zum Beispiel
von Lebenserfahrung, beruflichem
Wissen und der Geschichte. Die äl-
teren Menschen sorgen so auch für
Sicherheiten.

Die älteren Menschen brau-
chen ebenso eine Auseinanderset-
zung mit der Jugend. Dies bedeu-
tet für Sie ein Mitbekommen von
gesellschaftlichen Neuerungen.
Dazu benötigen sie Gesprächs-
partner, um nähere Informationen
zu erhalten. Ohne den direkten
Kontakt mit jüngeren Menschen
können ihnen die Entwicklung
oder Problematik in der Gesell-
schaft entgehen. Die Weitergabe
von Fachwissen der modernen
Technik kommt heute oftmals von

den Enkeln.  Bekanntlich neigen
ältere Menschen dazu, eine Ver-
gangenheit aufzubauen.

Der Kontakt zur Jugend sichert,
dass die Senioren mit den neuen
Trends und Sprachentwicklung

konfrontiert werden, an verschie-
denen aktuellen gesellschaftlichen
Ereignissen teilhaben und dadurch
mit der Zeit nicht vom gesell-
schaftlichen Leben ausgeschlossen
werden.

Die mittlere Generation, die
oftmals gar nicht erwähnt wird,
braucht junge und ältere Men-
schen. Sie wäre überfordert, wie
bisher die Aufgaben von Wirt-
schaft und Herausforderungen
durch neue Entwicklungen allein
tragen zu müssen. Sie sollte sich
vermehrt am Lebensstil der ande-
ren Generationen orientieren und
von ihnen ganzheitliche Lebens-
orientierungen übernehmen, die
nicht nur durch Arbeit geprägt ist.
Die anderen Generationen liefern
ihnen Zukunftsperspektiven.

Die Begegnungen der Genera-
tionen bieten allen Seiten gegen-
seitige Experimentierfelder. Sie
sichert die Weitergabe von Wissen,
Erfahrungen und Kompetenzen.
Man erhält ein Verständnis der
Lebenswelten und der Sprache der
anderen Generation.

Vorsorge – keine Frage des Alters
Als besonderen Service haben

die Senioren der GdP für sich
und auch für die noch aktiven
Kolleginnen und Kollegen eine
Online-Patientenverfügung er-
stellt und im geschützten
Mitgliederbereich der Senioren
platziert.

Dieser Service  soll als Hilfe-
stellung bei der Erstellung einer

individuellen und unterschrifts-
reifen Patientenverfügung ver-
standen werden. Als Grundlage
dienen die Textbausteine, die vom
Bundesministerium der Justiz zu-
sammengestellt worden sind. Aus
der Online-Anwendung heraus ist
auch die Erstellung einer Vor-
sorgevollmacht möglich.

Bei der Erstellung der Pa-

tientenverfügung und der Vor-
sorgevollmacht werden keinerlei
Daten erfasst oder gespeichert.
Die Dokumente können nur
online bearbeitet und anschlie-
ßend unterschriftsreif ausgedruckt
werden.

Unser Bundesseniorenvor-
sitzender Artur Jung hat sich dafür

eingesetzt, dass die vom Koll.
Bernhard Heckenkemper aus
NRW erstellte Datei nun allen
GdP-Mitgliedern zugänglich ge-
macht werden konnte, denn
Patientenverfügung und Vor-
sorgevollmacht sollten keine Fra-
ge des Alters sein.

Bernhard Heckenkemper

Foto: dpa

Alt ist was? Eine Verteidigung des Alters
Ob Rentengau, Kostenexplo-

sion im Gesundheitswesen oder
nicht mehr bezahlbare Pflege: Die
Schuldigen sind schnell gefunden.
Es sind die älter werdenden Alten.

Diesem „Verdacht“ geht der
Autor im ersten Teil seines Buches
nach und kommt zu dem Ergeb-
nis, dass die Krisen der Sozialver-
sicherungen in erster Linie system-
immanent sind.

Die demographische Entwick-
lung ist nur eine Rand-Ursache,
allenfalls der Tropfen, der das
(bereits volle) Fass zum Überlau-
fen gebracht hat. Die wesentliche
Ursache ist vielmehr die Unfähig-

keit, die eigentlichen Schwächen
der Systeme zu erkennen und –
anstatt zu reformieren, sie zu be-
seitigen. Da ist es einfacher, wenn
man in völliger Unsolidarität den
Älteren die Schuld in die Schuhe
schiebt.

Die Älteren sind an dieser Ent-
wicklung jedoch nicht ganz un-
schuldig, meint jedenfalls der Au-
tor. – Sie akzeptieren die gesell-
schaftliche Annschauung über das
Alter und richten sich in der
Altersnische ein.

Im zweiten Teil seines Buches
ruft er daher die Älteren auf, aus
diesem Rollenverhalten auszubre-

chen, eigenverantwortlich mit den
Themen Gesundheit, Krankheit
und Pflege umzugehen und selber

durch Arbeit,
Liebe, Ernäh-
rung und  Be-
wegung voll-
wertiger Teil
der Gesell-
schaft zu blei-
ben.

Das Buch
bietet Jung
und Alt ganz
sicher viele

Diskussionsgrundlagen. Was Prof.
Dr. Gantzer dem Leser bis zum

Ende des Buches durchaus glaub-
haft vermitteln kann: Nicht (nur)
die älteren Mitmenschen sind für
die Problematik der leeren Kassen
verantwortlich.

Über den Autor:
Prof. Dr. Peter Paul Gantzer ist

Jahrgang 1938 und Vizepräsident
des Bayerischen Landtags. Er ist
verheiratet und hat zwei Söhne.

Alt ist was? Eine Verteidigung
des Alters, Prof. Dr. Peter Paul
Gantzer, Sequenz Medien Pro-
duktion, München, 1. Auflage
2007, 167 Seiten, ISBN 978-3-
940190-01-7

BUCHTIPP
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möglich waren. Wenn man be-
denkt, dass nach Entlassung aus
dem Einsatzraum noch einein-
halb Stunden Fahrt in die Unter-
kunft bevorstanden, dann ist
auch dies nach meiner Auffas-
sung als verantwortungslos zu
bezeichnen.

Dieser Einsatz brach nicht wie
überraschend auf die Führung
herein, sondern er wurde fast
zwei Jahre lang vorbereitet. Mich
hat überrascht, wie wenig die
Polizeiführung trotz der langen
Vorbereitungszeit über die Tak-
tiken und Pläne der Gipfelgegner
wusste und wie unflexibel und
starr sie auf deren Aktionen rea-
giert hat.

Die Bundespolizei und die
Polizeien der Länder können
mehr, wenn man sie im Rahmen
der Gesetze mit einem vernünf-
tigen Konzept rechtsstaatlich
aber konsequent arbeiten lässt.

Peter Neusius, Würzburg

Gewaltdelikte werden zu milde
abgeurteilt. Aber in einigen Jahren
ist Besserung in Sicht. Von befrag-
ten Jurastudenten hielten 52 Pro-
zent unsere Strafjustiz für zu mil-
de. Diese neuen Juristen werden
einige Einsatzleiter darüber beleh-
ren, dass unser StGB das Ausgra-
ben von Pflastersteinen und das
Dulden von derartigem überhaupt
nicht mag.

Gegen undemokratische Aus-
uferungen der Globalisierung ist
Protest berechtigt. Dem paramili-
tärischen schwarzen Block jedoch
geht es nicht um gesellschaftliche
Anliegen, sondern um krankhafte
Zerstörungswut.

Dieter Frank, Neustetten

Ich verfolge mit Unmut die di-
lettantischen Versuche einiger
machtbesessener Politikergehirne,
aus der Polizei eine dumpfe gedan-
kenlose Masse zu formieren. Die
ersten Auswüchse waren nun
bereits auf dem G8 deutlich er-
kennbar. Wie bei allen Dingen gibt
es aber zwei Seiten: Wo sind die
Polizeiführer, die auch einmal nein
sagen und sich aus Erfahrungen
vergangener ähnlicher Ereignisse
(z. B. G8 in Italien) weigern, poli-
tisch geforderte Eier-Taktiken an-
zuwenden. Wo sind die Forderun-
gen nach dem Einsatz langjährig
ausgebildeter und erfahrener Be-
amter, wo die Forderungen nach
angepasstem Material: FM-Mittel,
Distanzwaffen, gepanzerter
Schutz- und Räumfahrzeuge, wel-
che die Entfaltung der Kampfkraft
der militanten Verbrecher verhin-

FORUM

dern könnten, oder ausreichend
Transportfahrzeuge für schnelle
Standortwechsel. Und wo sind die
Führer, die sich weigern, ihre nur
mit Stöcken bewaffneten Kräfte in
den Steinhagel zu schicken.

Damit komme ich den Kom-
mentar des verehrten Kollegen
Freiberg zu sprechen. Es nutzt
wenig nur aufzufordern, aus den
Fehlern des Einsatzes zu lernen,
denn es lernt, wie die Vergangen-
heit zeigt, niemand daraus – frei
nach dem Motto: Politiker kom-
men und gehen, tote Polizisten
werden nicht mehr lebendig! So-
mit sind die leisen Töne im Kom-
mentar auch fehl am Platze, und
man sollte alle Verantwortlichen in
aller Öffentlichkeit beim Namen
nennen, bis letztlich solche, die für
die Betreuung der Einsatzkräfte
verantwortlich waren. Zudem
wundert es mich schon, dass
nirgendwo ein öffentlicher Auf-
schrei der Einsatzkräfte zu hören

Fortsetzung vonSeite 5

Handbuch für Dienst-
hundeführer

Das Buch umfasst umfangrei-
che Informationen über das We-
sen des Hundes (Eigenschaften,
Triebe, Instinkte, Sinne usw.), die

verschiedenen
Rassen, Verwen-
dungsmöglichkeiten,
Anforderungs-
profile und Erfah-
rungen beim Ein-
satz des Hundes
sowie über Be-

schaffung, Haltung, Kosten und Er-
krankungen von Hunden. Den
Abschluss bildet ein Anhang mit
rechtlichen Vorschriften, Berich-
ten und Vertragsbeispielen.

Das Handbuch hat auch bei
Hundeliebhabern außerhalb der
Polizei zahlreiche Käufer gefun-
den. Neben den professionellen
Inhalten speziell für Diensthunde-
führer, wird ein solides Grund-
wissen „rund um den Hund“ in

Tarifrecht für den
öffentlichen Dienst –
Bund/Gemeinden

Der Tarifvertrag für den öffent-
lichen Dienst (TVöD) für Bund
und Kommunen hat seit seinem
Inkrafttreten am 1. Oktober 2005
bereits zahlreiche Änderungen
erfahren. Die Neuauflage der Text-
sammlung enthält neben den re-
daktionellen Änderungen in
TVöD und in den Überleitungs-
tarifverträgen den neuen Tarifab-
schluss für die kommunalen
Krankenhäuser.

Aus dem Inhalt: Tarifvertrag für
den öffentlichen Dienst (TVöD),
Überleitungstarifverträge für
Bund (TVÜ-Bund) und Gemein-
den (TVÜ-VKA), Tarifvertrag zur
Zukunftssicherung der Kranken-
häuser (TV ZUSI), Tarifvertrag

leicht verständlicher Sprache
vermittelt.
Handbuch für Hundeführer,
Gerhard Rullang, Dr. jur. Kurt
Gintzel, Richard Boorberg Ver-
lag, 3., überarbeitete und
ergänzte Auflage, 212 Seiten,
24 Euro; ab 5 Expl. 23 Euro;
ab 10 Expl. 22 Euro; ab 15
Expl. 21 Euro,
ISBN 3-415-03226-4

für Auszubilden-
de des öffentli-
chen Dienstes
(TVAöD), Tarif-
vertrag zur sozia-
len Absicherung
(TVsA).

Neu aufge-
nommen in die
Textsammlung wurde der Tarifver-
trag über das Leistungsentgelt für
die Beschäftigten des Bundes
(LeistungsTV Bund).
Tarifrecht für den öffentlichen
Dienst – Bund/Gemeinden,
Textausgabe zum TVöD mit
Überleitungstarifverträgen
TVöD-Bund und TVÜ-VKA, Wolf-
gang Pieper, Bund-Verlag, 2.
Auflage, 274 Seiten, karto-
niert, 14,90 Euro, ISBN 978-3-
7663-3759-7

ist und war. Wann finden sich die
Kollegen endlich gemeinsam in
einer erstarkten GdP wieder?

Erich Nöhrbaß, Elsdorf

Übersicht über das
Sozialrecht

Seit dem 1. Januar 2007 gilt das
neue Elterngeld; am 1. April 2007
traten erste Teile der Gesundheits-
reform in Kraft; zum 1. Juli 2007
wurden die Renten erhöht: Wie
diese Änderungen der Sozialge-
setzgebung in der täglichen
Rechtspraxis umgesetzt werden,
zeigt die aktuelle Ausgabe des jähr-

lich neu erscheinenden Periodi-
kums „Übersicht über das Sozial-
recht“.

In klarer und verständlicher
Sprache interpretieren die Auto-
ren, allesamt Fachleute aus den
Bundesbehörden,
die Gesetze, Ver-
ordnungen und
Regelungen des
Sozialrechts. Ein
detailliertes In-
haltsverzeichnis
und ein Stichwort-
register erleich-
tern die Informa-
tionssuche. Der gesamte Inhalt des
Buches befindet sich auch auf der
beiliegenden CD-ROM. Wer nach
Erscheinen des Buches die Weiter-
entwicklung des Sozialrechts
genau verfolgen will, kann diesen
Service nutzen: Alle neuen
Gesetzesänderungen werden auf
der Homepage des Bundes-
ministeriums für Arbeit und Sozi-
ales (www.bmas.bund.de) doku-
mentiert.
Übersicht über das Sozialrecht,
Ausgabe 2007, BW Bildung und
Wissen Verlag und Software
GmbH, 1.060 Seiten, plus CD-
ROM, 28 Euro, ISBN 978-3-
8214-7243-0
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